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Sachgebiet 63 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Der Finanzplan des Bundes 1975 bis 1979 


1. Gesamt- und finanzwirtschaftliche Ausgangslage 

1.1. Die deutsche Wirtschafts- und Finanzpolitik hat schon frühzeitig versucht, den 
Weg für einen stabilitätsgerechten Aufschwung freizumachen. Nachdem 1973 mit 
einer konsequent restriktiven Politik durch erfolgreiche Bekämpfung der Infla- 
tionsgewöhnung ein Stabilisierungsprozeß eingeleitet worden war, sind 1974 auf 
Grund der sich verändernden ökonomischen Lage von der Bundesregierung eine 
Reihe flankierender und stützender Maßnahmen ergriffen worden: Im März, 
September und Dezember 1974 wurden drei Sonderprogramme mit einem Gesamt- 
volumen an zusätzlichen Ausgaben von 3 V 2 Mrd. DM beschlossen. Das Dezember- 
Programm 1974 hatte neben den zusätzlichen Ausgaben für öffentliche Investi- 
tionen und für gezielte Arbeitsmarkthilfen eine Zulage von 7,5 v. H. für private 
Investitionen, die bis zum 30. Juni 1975 in Auftrag gegeben wurden, zum Kern- 
stück. Auch die Tarifabschlüsse erschienen im Hinblick auf die für 1975 erwar- 
tete Entwicklung zunächst geeignet, die Investitionskraft der Unternehmen zu 
stärken. Erhebliche expansive Impulse gingen auch von der Steuer- und Kinder- 
geldreform aus, die die Steuerzahler in diesem Jahr um rd. 15 Mrd. DM entlastet. 

Diese auf eine nachhaltige Belebung der Wirtschaftstätigkeit zielende und von 
der Deutschen Bundesbank ebenso nachhaltig unterstützte Politik wurde jedoch 
— wie der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung in seinem Sondergutachten zur konjunkturpolitischen Lage im 
August 1975 ausdrücklich festgestellt hat — dadurch durchkreuzt und verzögert, 
daß die rezessiven Entwicklungen bei allen unseren wichtigen Partnerländern 
sich wechselseitig verstärkten und eine drastische Schrumpfung des Welthandels 
bewirkten, wovon die Bundesrepublik wegen der starken internationalen Ver- 
flechtung der deutschen Wirtschaft besonders betroffen wurde. Den starken 
Nachfrageausfall im Auslandsgeschäft konnte die expansive Konjunkturpolitik 
der Bundesregierung und der Bundesbank nur zum Teil kompensieren. Zur glei- 
chen Zeit belasteten Strukturprobleme die Entwicklung, die nicht zuletzt als 
Folge der Ölkrise vom November 1973 abrupt und mit erheblicher Schärfe auf- 
getreten sind, während sich ähnliche Prozesse in der Vergangenheit erheblich 
langsamer vollzogen und damit geringere Friktionen verursacht haben. 
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1.2. Die Bundesregierung sieht, ebenso wie der Sachverständigenrat in seinem Sonder- 
gutachten vom August 1975, für 1976 gute Chancen für eine Wiederbelebung der 
Wirtschaftstätigkeit. Dazu berechtigen sowohl einsetzende Erholungstendenzen 
in den Vereinigten Staaten als auch die — unter aktiver Mitwirkung der Bundes- 
regierung international abgesprochenen — expansiven Maßnahmen in zahlreichen 
unserer wichtigsten Partnerländer. Auch die im Zusammenhang mit der Aufstel- 
lung des Entwurfs des Bundeshaushalts 1976 und des Finanzplans des Bundes 1975 
bis 1979 getroffenen finanzpolitischen Entscheidungen sind darauf angelegt, 
günstige Voraussetzungen für eine Wiederbelebung zu schaffen und Hindernisse 
auszuräumen. Sie bedürfen aber der Unterstützung und Absicherung durch gleich- 
gerichtete Entscheidungen bei den übrigen öffentlichen Haushalten und durch 
adäquates Verhalten im privaten Sektor. 

1.3. Die Folge der rezessiven Entwicklung war für die öffentlichen Haushalte eine 
sprunghafte Erhöhung der Finanzierungsdefizite. Für den öffentlichen Gesamt- 
haushalt ohne Konjunkturprogramm beläuft es sich 1975 auf etwa 75 Mrd. DM; 
der Bundeshaushalt weist 1975 einschließlich Nachtragshaushalt ein Finanzie- 
rungsdefizit von knapp 41 Mrd. DM auf. 

Eine nähere Untersuchung der verschiedenen Faktoren zeigt, daß der überwie- 
gende Teil dieses Defizits durch Sondereinflüsse bedingt ist. Die auf Grund der 
letzten Steuerschätzung für 1975 erwarteten Steuereinnahmen sind infolge der 
konjunkturellen Entwicklung um rd. 15 Mrd. DM niedriger als bei der Steuer- 
schätzung vom Juni 1974, die dem Regierungsentwurf des Haushalts 1975 zu- 
grunde lag; an die Bundesanstalt für Arbeit muß der Bund Liquiditätshilfen von 
rd. 8 Mrd. DM leisten, die bei einer normalen Wirtschaftsentwicklung nicht erfor- 
derlich gewesen wären. Hinzu treten die finanziellen Auswirkungen der Steuer- 
und Kindergeldreform, die nicht zuletzt aus konjunkturellen Gründen nicht auf- 
kommensneutral gestaltet wurde und den Bundeshaushalt nach Abschluß der 
Verhandlungen über die Revisionsklausel mit rd. 9,5 Mrd. DM belastet. Insgesamt 
ergibt sich allein aus diesen Faktoren eine Belastung von über 32 V 2 Mrd. DM, die 
vier Fünftel des Gesamtdefizits ausmachen. 

1.4. Auch nach einer konjunkturellen Wiederbelebung würden die hohen Defizite 
ohne finanzpolitische Maßnahmen zum großen Teil bestehen bleiben. Die auf 
Grund der Rezession nachhaltig abgesenkten Steuereinnahmen erhöhen sich bei 
einem Aufschwung erst wieder mit zeitlicher Verzögerung, während die Aus- 
gaben wegen faktischer und rechtlicher Bindungen ständig steigen. 

1.5. Für 1975 bestehen gegen die Höhe der Haushaltsdefizite keine Bedenken; die 
vorgesehene Kreditfinanzierung ist vielmehr erforderlich, um durch die öffent- 
liche Hand die gesamtwirtschaftliche Nachfrage zu stützen. 

1.6. Auch 1976 ist eine relativ hohe Verschuldung durch die öffentlichen Haushalte 
gesamtwirtschaftlich sinnvoll und notwendig. Da sich konjunkturelle Tendenz- 
wenden nur allmählich vollziehen, muß sich auch die Finanzpolitik entsprechend 
anpassen und darf nicht in abrupte Schwankungen verfallen, um positive Kon- 
junkturentwicklungen nicht vorzeitig zu stören. Eine Begrenzung der Kredit- 
finanzierung des Bundes auf die Höhe der investiven Ausgaben schon für 1976 
würde zu drastischen Einschränkungen auf der Ausgabeseite führen; dadurch 
würden die konjunkturellen Auftriebskräfte bereits im beginnenden Aufschwung 
konterkariert werden. 

Die für 1976 vorgesehenen Finanzierungsdefizite sind auch unter kapitalmarkt- 
politischen Gesichtspunkten vertretbar. In der ersten Phase des Aufschwungs 
wird das Hineinwachsen der dann wieder steigenden Nachfrage in die zur Zeit 
brachliegenden Kapazitäten hohe Produktivitätssteigerungen mit entsprechenden 
Kostendegressionen mit sich bringen und — zusammen mit einer zurückhalten- 
den Lohnpolitik — die Ertragslage der Unternehmen deutlich verbessern. Hinzu 


Gemäß § 9 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft vom 
8. Juni 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 582) und zugleich gemäß § 50 Abs. 5 des Haushaltsgrundsätzegesetzes 
vom 19. August 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1273) zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 17. Ok- 
tober 1975 — II 4 (IV/ 5) — 501 00 — Fi 18/75. 
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kommt die Auszahlung der Investitionszulage im nächsten Jahr. Aus diesen 
Gründen und wegen der ohnehin schon starken Liquiditätsanreicherung bei den 
Unternehmen wird die Selbstfinanzierungsquote sehr hoch und der Fremdfinan- 
zierungsbedarf der gewerblichen Wirtschaft auch bei wieder steigenden Lager- 
und Ausrüstungsinvestitionen im Jahre 1976 relativ gering sein. Außerdem wer- 
den auf Grund der Strukturanpassung im Wohnungsbau von diesem Bereich künf- 
tig erheblich weniger Fremdfinanzierungsmittel benötigt als in den vergangenen 
Jahren. Die Ersparnisbildung der privaten Haushalte kann deshalb im nächsten 
Jahr noch zu einem großen Teil von den öffentlichen Händen in Anspruch ge- 
nommen werden, ohne daß es zu einer Uberbeanspruchung des Kapitalmarktes 
und zu einer abträglichen Finanzierungskonkurrenz kommen müßte. 

1.7. Nach Ausschöpfung der zunächst hohen Selbstfinanzierungsmöglichkeiten der 
Unternehmen muß mittelfristig jedoch die Gefahr einer solchen Finanzierungs- 
konkurrenz vermieden werden. Ab 1977 muß deshalb eine nachhaltige Begren- 
zung des öffentlichen Kreditbedarfs erreicht werden, weil eine Überbeanspruchung 
der Kreditmärkte die Finanzierung der für die Schaffung und Sicherung der 
Arbeitsplätze unentbehrlichen Investitionen gefährden und die Stabilisierung 
des Preisniveaus erneut bedrohen würde. Auch aus finanzwirtschaftlichen Grün- 
den (hohe Zinsbelastung) ist eine Rückführung des Kreditbedarfs geboten. 


1.8. Die entscheidenden Schritte für die Konsolidierung der öffentlichen Finanzen 
müssen bereits bei der Aufstellung der Haushalte für das Jahr 1976 unternommen 
werden, damit für alle am Wirtschaftsleben Beteiligten — sowohl im öffentlichen 
als auch im privaten Bereich — frühzeitig Klarheit über die weitere Entwicklung 
der öffentlichen Finanzen geschaffen wird. Außerdem sind Kürzungen vielfach 
nicht kurzfristig, sondern nur mittelfristig erreichbar. 


2. Die finanzpolitischen Entscheidungen der Bundesregierung 
vom 27./28. August und 10. September 1975 

2.1. Die Bundesregierung sah sich somit bei ihren finanzpolitischen Entscheidungen 
am 27. /28. August und 10. September 1975 vor eine doppelte Aufgabe gestellt: 

Kurzfristig mußte mit zusätzlichen Ausgaben für eine Ausweitung der öffent- 
lichen Nachfrage gesorgt werden; auf mittlere Sicht mußten dagegen zum Abbau 
der hohen Finanzierungsdefizite vor allem auf der Ausgabeseite des Haushalts 
Eingriffe vorgenommen werden. 


2.2. Zur Lösung dieser schwierigen Aufgabenkombination hat die Bundesregierung 

folgende Beschlüsse gefaßt: 

— Durch einen Nachtrag zum Bundeshaushalt 1975 ist den durch die rezessive 
Entwicklung bedingten Veränderungen im Haushalt 1975 in der Weise Rech- 
nung getragen worden, daß die zusätzlich notwendig gewordenen Ausgaben 
und die — vor allem konjunkturbedingten — Einnahmeausfälle durch eine 
Ausweitung der Nettokreditaufnahme um 15,15 Mrd. DM gedeckt werden. 

— Mit einem Programm zur Stärkung von Bau- und anderen Investitionen, das 
ein Volumen von 5,75 Mrd. DM hat (davon Bund: 3,15 Mrd. DM), sollen ins- 
besondere in der Bauwirtschaft die Beschäftigungsrisiken vermindert und 
gleichzeitig die binnenwirtschaftlichen Voraussetzungen für einen Wiederan- 
stieg von Produktion und Beschäftigung verbessert werden. 

— Zur Verbesserung der Haushaltsstruktur werden Ausgabekürzungen und Ein- 
nahmeverbesserungen mit einem Gesamtergebnis von 

1976 1977 1978 1979 

— in Mrd. DM — 

13,0 26,9 32,9 23,5 

beschlossen. 
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— Für den Zeitraum des Finanzplans des Bundes bis 1979 werden demzufolge 
folgende Gesamtplafonds vorgesehen: 

1976 1977 1978 1979 

— in Mrd. DM — 


168,1 173,2 185,3 195,2 

Steigerung in v. H. 


4,1 i) 3,0 7,0 5,4 

(durchschnittliche jährliche Steigerung 
auf Basis 1975: 5 v. H.) 

Dabei wird von einer gesamtwirtschaftlichen Zielvorstellung ausgegangen, 
wonach das Bruttosozialprodukt in den Jahren 1976 bis 1979 jahresdurch- 
schnittlich real um rd. 5 v. H. und nominal um etwa 9 V 2 bis 10 v. H. wächst. 
Diese Projektion und die damit angestrebte Verbesserung der Beschäftigungs- 
lage bedingen, daß insbesondere die Anlageinvestitionen der gewerblichen 
Wirtschaft deutlich stärker als das Bruttosozialprodukt wachsen müssen. Die 
Entscheidungen der Bundesregierung (mittelfristiger Ausgabenzuwachs von 
jahresdurchschnittlich 5 v. H. bei 9 V 2 bis 10 v. H. Wachstum des Bruttosozial- 
produkts, Verbesserung der Haushaltsstruktur und drastische Verminderung 
der Finanzierungsdefizite) tragen den dafür notwendigen Veränderungen in 
der Verwendungsstruktur des Sozialprodukts Rechnung. 


a) Nachtragshaushalt 1975 

2.3. Gegenüber dem im April 1975 von den gestzgebenden Körperschaften verab- 
schiedeten Bundeshaushalt waren auf Grund der eingangs gekennzeichneten 
weltweiten Entwicklung wesentliche Abweichungen auf der Ausgabe- und Ein- 
nahmeseite aufgetreten, denen durch einen Nachtragshaushalt für das Jahr 1975 
Rechnung zu tragen ist. 

Die unvermindert schlechte Lage auf dem Arbeitsmarkt macht 1975 zusätzliche 
Liquiditätshilfen des Bundes in Höhe von 5,1 Mrd. DM an die Bundesanstalt für 
Arbeit für die Zahlung des Arbeitslosengeldes und höhere Leistungen des Bundes 
für die (originäre) Arbeitslosenhilfe von 0,1 Mrd. DM erforderlich. Insgesamt ge- 
währt der Bund der Bundesanstalt für Arbeit 1975 Liquiditätshilfen von 8,3 Mrd. 
DM und stellt weitere 0,2 Mrd. DM für die (originäre) Arbeitslosenhilfe zur Ver- 
fügung. 

Weitere Veränderungen auf der Ausgabeseite haben sich beim Kindergeld (Mehr- 
bedarf von 270 Millionen DM wegen stärkerer Inanspruchnahme), bei der Ent- 
wicklungshilfe (zusätzliche 300 Millionen DM Kapitalhilfe wegen höheren Abrufs 
von in früheren Jahren zugesagten Leistungen) und bei der Bundesschuld (Mehr- 
bedarf von 530 Millionen DM wegen verstärkter Aufnahme von Krediten infolge 
des Nachtragshaushalts) ergeben. 

Auf der Einnahmeseite führt die konjunkturelle Entwicklung zu einem Rückgang 
der Steuereinnahmen gegenüber dem Haushaltssoll von 6,84 Mrd. DM. Außerdem 
entstehen dem Bund aufgrund des Ergebnisses der Verhandlungen mit den Län- 
dern über die Revisionsklausel zum Ausgleich der finanziellen Belastungen durch 
die Steuerreform Steuermindereinnahmen von 2 Mrd. DM. 

Insgesamt führt das zu einer zusätzlichen Finanzierungslücke von 15,15 Mrd. DM, 
zu deren Ausgleich die Nettokreditaufnahme des Bundes 1975 auf 37,91 Mrd. DM 
erhöht werden soll. 

Eine solche Kreditaufnahme ist bei der gegenwärtigen konjunkturellen Situation 
angemessen. Dagegen wäre eine Kürzung von Ausgaben ökonomisch nicht zu 
vertreten, da dadurch die gesamtwirtschaftliche Nachfragelücke in einem Zeit- 
punkt erweitert würde, in dem mit einem Sonderprogramm kurzfristigen Beschäf- 
tigungsrisiken entgegengewirkt und die binnenwirtschaftlichen Voraussetzungen 
für eine Wiederbelebung verbessert werden sollen. 


! ) gegenüber Soll 1975 (einschließlich Nachtragshaushalt) in Höhe von 161,46 Mrd. DM 


4 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4101 


b) Programm zur Stärkung von Bau- und anderen Investitionen 

2.4. Die weltweite Rezession kann nur durch gemeinsame Anstrengungen der Indu- 
strieländer überwunden werden. Die Bundesregierung hat sich deshalb schon seit 
längerem mit Nachdruck im internationalen Bereich um gleichgerichtete Maßnah- 
men zur Konjunkturbelebung bemüht. In diesem Sinne haben die Länder der 
Europäischen Gemeinschaft vereinbart, eine koordinierte Aktion zur Konjunktur- 
stützung und zur Verbesserung der längerfristigen Aussichten für Wachstum und 
Stabilität zu unternehmen. Teil dieser Bemühungen ist das Programm der Bundes- 
regierung zur Stärkung von Bau- und anderen Investitionen mit einem Gesamt- 
volumen von 5,75 Mrd. DM, durch das ein Auftragsvolumen von mehr als 10 Mrd. 
DM ausgelöst wird, da bei einigen Programmteilen erhebliche Eigenmittel privater 
Haushalte hinzutreten. Außerdem ist mit einer beträchtlichen Multiplikatorwir- 
kung zu rechnen. 


Das Programm gliedert sich in die folgenden Teile: 



Bund 

Länder 

Gemein- 

ins- 

Programmteil 


den 

gesamt 


1 — in Millionen DM — 

Kommunale Infrastruktur 

600 

600 1 

ca. 750 

2 450 

Stadtsanierung 

250 

250 j 



Wohnungsmodernisierung 

350 

350 

— 

700 

Zwischenfinanzierung von Bausparver- 
trägen 

150 

150 

_ 

300 

Bundeseigene Investitionen 

1 200 

— 

— 

1 200 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 

600 

— 

— 

600 


3 150 

1 350 

750 

5 250 

Darlehen zur Erleichterung der Finanzierung kommunaler 

Investi- 


tionen und Verstärkung der ERP-Umweltschutzprogramme — 

zusam- 


men 1 000 Millionen DM — J ) 




500 

Gesamtprogramm 




5 750 


0 Von den Darlehen werden 500 Millionen DM zur Finanzierung des kommunalen 
Eigenanteils verwendet. Sie sind bei den Gemeinden ausgewiesen. 


Zur Finanzierung der zusätzlichen Bundesausgaben in Höhe von 3 150 Millio- 
nen DM wird der Bund seine noch verfügbare Konjunkturausgleichsrücklagen in 
Höhe von 2 500 Millionen DM (1 500 Millionen DM obligatorische Konjunkturaus- 
gleichsrücklage, 1 000 Millionen DM freiwillige Konjunkturausgleichsrücklage) 
verwenden. Auch die obligatorischen Konjunkturausgleichsrücklagen der Länder 
werden freigegeben. Der beim Bund durch die Rücklagen nicht gedeckte Teil der 
Finanzierung in Höhe von 650 Millionen DM wird unter Inanspruchnahme der 
Ermächtigung nach § 6 Abs. 3 StWG auf dem Kreditwege beschafft. 

Der Bundestag hat dem Programm am 25. September 1975 zugestimmt. 
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c) Verbesserung der Haushaltsstruktur in den Jahren ab 1976 

2.5. Die Konzeption zur Beschränkung der Ausgaben und zur nachhaltigen Verminde- 
rung der Finanzierungsdefizite wurde bei der Aufstellung des Finanzplans in drei 
Schritten verwirklicht: 



1976 

1977 1978 

— in Mrd. DM — 

1979 

= Ausgabekürzungen gegenüber Finanzplan 
1974 bis 1978 ^ 

5,1 

6,6 

11,4 

_ 

= Maßnahmen zur Verbesserung der Haus- 
haltsstruktur 

7,9 

12,2 

11,5 

12,6 

= Erhöhung der Umsatzsteuer, der Tabak- 
steuer und der Branntweinsteuer ab 1977 . . 

— 

8,2 

10,0 

11,0 


Gesamtergebnis (Differenzen durch Runden 


der Zahlen) 13,0 26,9 32,9 23,5 

9 Hier handelt es sich um Ausgabekürzungen, die mit Ausgabesteigerungen bereits 
saldiert sind (nicht berücksichtigt sind dabei Mittelzuführungen an die Bundesanstalt 
für Arbeit, weil sie im bisher geltenden Finanzplan nicht vorgesehen waren). 

Mit diesen Maßnahmen wird die Haushaltsstruktur auf der Ausgabeseite durch 
den Abbau vorwiegend konsumtiver Ausgaben verbessert, ohne daß das Netz 
der sozialen Sicherheit beeinträchtigt wird. Die Einnahmeseite erhält durch eine 
drastische Verminderung der Finanzierungsdefizite 

1976 1977 1978 1979 

— in Mrd. DM — 

auf 38,9 22,0 17,8 11,3 

wieder eine ausgewogene Struktur. 

2.6. Bei dem zweiten Schritt wurde eine Reihe von Maßnahmen zur Verbesserung 
der Haushaltsstruktur mit einem Gesamtergebnis von 

1976 1977 1978 1979 

— in Mrd. DM — 

7,9 12,2 11,5 12,6 

beschlossen. 


Einsparungen, vorwiegend bei konsumtiven Ausgaben, und Abbau von Steuer- 
vergünstigungen sind in folgenden Bereichen vorgesehen: 



1976 

1977 

1978 

1979 


- 

- in Millionen DM 

— 

— öffentlicher Dienst 

1 140 

1 268 

1 400 

1 462 

— Wirtschaft 

15 

15 

5 

— 

— Landwirtschaft 

— Verminderung der Zuschüsse an die Bun- 

269 

532 

777 

1 087 


desanstalt für Arbeit durch Erhöhung 
Arbeitslosenversicherungsbeitrag von 2 auf 


3 v. H 

3 800 

4 600 

4 800 

5 000 

— Arbeitsförderungsgesetz und Sonstiges im 
Bereich des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung 

900 

1 465 

1 725 

1 880 

— Gesundheitswesen 

— 

55 

155 

255 

— Wohnungswesen und Städtebau 

46 

109 

172 

244 

— Forschung und Technologie 

50 

95 

100 

105 

— Bildung und Wissenschaft 

343 

408 

410 

510 

— Zuschüsse zum Schutzraumbau u. a 

40 

45 

45 

45 

— Gemeinschaftlich finanzierte Ausgaben von 
Bund und Ländern 

_ 

765 

759 

753 

— Sparförderung 

— 

400 

465 

525 

• — Abbau von Steuervergünstigungen 

245 

300 

315 

335 

— Abbau von Subventionen (Zuwendungs- 
empfänger) 

275 

300 

325 

350 

— Globale Minderausgabe 

800 

1 800 

— 

— 
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Kernstück dieses Gesamtpakets ist der Entwurf des Gesetzes zur Verbesserung 
der Haushaltsstruktur (Haushaltsstrukturgesetz). Die übrigen Maßnahmen wer- 
den im Entwurf des Bundeshaushalts 1976 sowie durch Änderungen von Ver- 
ordnungen und Verwaltungsvorschriften verwirklicht. 

— Die Sparmaßnahmen im öffentlichen Dienst betreffen im wesentlichen fol- 
gende Änderungen: 

— Hinausschiebung von vorgezogenen Altersgrenzen, 

= Streichung der Bewährungsbeförderung, 

= Einschränkungen beim Ortszuschlag, insbesondere, wenn beide Ehegatten 
im öffentlichen Dienst beschäftigt sind, 

— Festschreibung der Ministerialzulage und entsprechender Zulagen, 

= Kürzungen bei den Verpflichtungsprämien bei Soldaten auf Zeit und 
Beamten des Bundesgrenzschutzes, 

= Zahlung von Dienstbezügen an Zeitsoldaten erst ab 7. Monat, 

= Einschränkungen im Bereich der Zusatzversorgung, 

= Änderungen im Beihilferecht, im Reisekostenrecht und bei der Wohnungs- 
fürsorge u. a. m. 

Darüber hinaus sollen durch maßvolle Tarifabschlüsse im Jahre 1976 und 
gleichgerichtete Maßnahmen im Besoldungsbereich erhebliche Einsparungen 
erzielt werden; entsprechend sind die Ansätze für Personalverstärkungsmittel 
gekürzt worden. 

Bei den Sparmaßnahmen im öffentlichen Dienst hat sich die Bundesregierung 
von der Überlegung leiten lassen, daß die notwendigen Einsparungen nach 
gleichen Maßstäben erfolgen müssen wie in vergleichbaren Bereichen außer- 
halb des öffentlichen Dienstes. Sie müssen sozial ausgewogen sein und einen 
Gleichklang zwischen den Tarifbereichen des öffentlichen Dienstes und dem 
Besoldungsbereich hersteilen. 

Ein Großteil der Änderungen erfaßt auch die Haushalte der Länder und Ge- 
meinden sowie sonstiger Körperschaften. Hinsichtlich der übrigen Regelungen 
wird die Bundesregierung auf ein abgestimmtes Verhalten hinwirken. 

— Im Bereich der Landwirtschaft soll der in Form einer Steuervergünstigung 
gewährte Aufwertungsausgleich stufenweise abgebaut werden. Diese Steuer- 
vergünstigung wurde seit 1970 in Höhe von 3 v. H. der Verkaufserlöse als 
Beihilfe für die durch die DM-Aufwertung vom 27. Oktober 1969 eingetrete- 
nen Verluste gewährt. Sie wird nunmehr schrittweise abgebaut, wobei ab 
1976 der Mehrwertsteuerausgleich jährlich um 0,75 Prozentpunkte vermindert 
wird. Die nachteiligen Folgen der Aufwertung auf das Einkommen der deut- 
schen Landwirte sind durch Ausgleichsmaßnahmen der Bundesregierung, die 
sich über einen Zeitraum von insgesamt neun Jahren erstrecken, aufgefangen 
worden. 

Daneben sollen einige weitere Förderungsmaßnahmen ab 1976 eingestellt 
werden. Die Frachthilfe Getreide läuft mit dem Wirtschaftsjahr 1975/76 aus, 
da die Maßnahme durch die Fortentwicklung der EG-Getreidemarktordnung 
weitgehend ihre frühere Funktion eingebüßt hat. — Ebenso entfällt ab 1976 
die Subventionierung der Ausfuhr von Zuchtvieh. — Der aus Bundesmitteln 
gewährte Zuschuß für den zentralen Fonds zur Absatzförderung der deut- 
schen Land-, Forst- und Ernährungswirtschaft wird ab 1976 nicht mehr ge- 
leistet. Da die Finanzierung des Fonds ohnehin zum weit überwiegenden Teil 
aus Beiträgen der Land- und Ernährungswirtschaft erfolgt, ist eine Beeinträch- 
tigung der Aktivitäten des Fonds nicht zu befürchten. 

— Die Bundeshilfen für die Bundesanstalt für Arbeit werden um 3,8 Mrd. DM 
in 1976, ansteigend auf 5 Mrd. DM in 1979, vermindert. Das macht es not- 
wendig, den Beitragssatz in der Arbeitslosenversicherung von 2 auf 3 v. H. 
heraufzusetzen, um der Bundesanstalt Mehreinnnahmen in Höhe der Ver- 
minderungen bei den Liquiditätszuschüssen aus dem Bundeshaushalt zu ver- 
schaffen. Die Beitragserhöhung ist vertretbar, weil die Sicherstellung der Zah- 
lungen an die Arbeitslosen in erster Linie durch die Solidargemeinschaft der 
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Versicherten erfolgen muß. Sobald die erwartete Besserung der Arbeitsmarkt- 
lage eingetreten ist und die Finanzlage der Bundesanstalt es zuläßt, wird die 
Bundesregierung von der im Gesetz gegebenen Möglichkeit Gebrauch machen, 
den Beitragssatz durch Rechtsverordnung wieder zu senken. 

— Das Arbeitsförderungsgesetz wird unter Auswertung der seit seinem Inkraft- 
treten im Jahre 1969 gesammelten Erfahrungen an die aktuellen arbeits- 
marktpolitischen Erfordernisse und Zielsetzungen angepaßt. Dabei werden 
einige Leistungen nach Voraussetzungen und Höhe modifiziert und die Bei- 
tragshöhe neu festgesetzt. 

Der Zugang zur Bildungsförderung wird im Anschluß an den Arbeitsförde- 
rungsbericht der Bundesregierung vom März 1973 für die Fälle, bei denen 
sich eine Förderung als arbeitsmarktpolitisch nicht sinnvoll erwiesen hat, 
eingeschränkt (Förderung nur noch nach sechs Jahre langer beruflicher Tätig- 
keit, keine Zuschußleistungen an Nichtbeitragszahler, stärkere Anpassung des 
Unterhaltsgeldes an das Arbeitslosengeld). 

Bei einigen anderen Leistungen soll der zwischenzeitlichen tatsächlichen oder 
rechtlichen Entwicklung Rechnung getragen werden. Das gilt etwa für den 
Zuschlag zum Schlechtwettergeld, mit dem früher die heute vom Wintergeld 
abgedeckten witterungsbedingten Mehraufwendungen der Bauarbeiter ersetzt 
werden sollten, sowie für die Zahlung des Kurzarbeitergeldes für gesetzliche 
Feiertage. Hierher gehört auch die Neufestsetzung der Arbeitslosengeldsätze 
für Arbeitslose, deren Ehegatte erwerbstätig ist. Schließlich sollen Schul- und 
Hochschulabsolventen nur dann Arbeitslosenhilfe erhalten, wenn sie bereits 
beruflich tätig waren. 

Von besonderer Bedeutung ist auch, daß der Begriff der Zumutbarkeit bei 
Vermittlungsangeboten an Arbeitslose konkreter gefaßt werden soll. Ein an- 
gebotener Arbeitsplatz muß auch dann als zumutbar gelten, wenn er nicht 
ganz so interessant, nicht ganz so nah und nicht ganz so gut bezahlt ist, wie 
der bisherige Arbeitsplatz. 

Die Änderungen im Bereich der Kriegsopferversorgung und Kriegsopferfür- 
sorge betreffen Leistungen, die im Hinblick auf die Grundbestimmung des 
§ 1 Abs. 1 Bundesversorgungsgesetz, nach der nur die durch eine Schädigung 
verursachten gesundheitlichen und wirtschaftlichen Einbußen auszugleichen 
sind, nicht mehr gerechtfertigt erscheinen. Die vorgesehenen Änderungen 
(Einschränkung von Badekuren, Einengung der Erholungsfürsorge, Korrektu- 
ren beim Berufsschadensausgleich, Begrenzung der Beihilfen an Witwen und 
Waisen, Erweiterung der Möglichkeit, fehlerhafte begünstigende Verwal- 
tungsakte zu berichtigen) beeinträchtigen damit keineswegs die berechtigten 
Belange der Kriegs- und Wehrdienstopfer. Sie folgen den Grundsätzen des 
sozialen Entschädigungsrechts und berücksichtigen die Tatsache, daß nicht 
wenige Kriegsopfer auch an den sozialen Vergünstigungen anderer Leistungs- 
bereiche der sozialen Sicherheit teilhaben. 

Die Bundesregierung hält es 30 Jahre nach Kriegsende für gerechtfertigt, die 
Gewährung von Eingliederungsdarlehen in den Kriegsfolgegesetzen und den 
vergleichbaren Gesetzen auslaufen zu lassen. Berechtigte, die jetzt oder 
künftig im Geltungsbereich dieses Gesetzes Aufnahme finden (z. B. Aussied- 
ler), erhalten jedoch weiterhin Darlehen, wenn ein Antrag innerhalb von zwei 
Jahren nach dem Eintreffen im Geltungsbereich dieses Gesetzes gestellt wird. 
Die Einstellung von Darlehensbewilligungen läßt im übrigen die Ansprüche 
der Berechtigten auf Entschädigung nach den geänderten Gesetzen und Lei- 
stungen aus der Heimkehrer- und Häftlingsstiftung unberührt. 

— Durch das Gesetz zur wirtschaftlichen Sicherung der Krankenhäuser und zur 
Regelung der Krankenhauspflegesätze vom 29. Juni 1972 wurden von Bund 
und Ländern die Kosten der Krankenhausinvestitionen auf die öffentliche 
Hand übernommen. Die Mittel, die der Bund für Neubauten zur Verfügung 
stellt, waren bis 1975 betragsmäßig im Gesetz verankert. Für die übrigen 
gesetzlichen Aufwendungen hatte der Bund eine nicht begrenzte Drittelbetei- 
ligung übernommen. 

Mit der vorgesehenen Gesetzesänderung bleiben die Neubaumittel auch 
weiterhin betragsmäßig begrenzt. Der Anteil des Bundes an der Finanzierung 
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von Krankenhausneubauten soll jedoch schrittweise gesenkt werden. Außer- 
dem soll nunmehr auch die Beteiligung des Bundes an den übrigen gesetz- 
lichen Verpflichtungen plafondmäßig begrenzt werden. Insgesamt soll die 
Höhe der Bundesmittel für die Krankenhausfinanzierung künftig stärker als 
bisher an eine gemeinsame zwischen Bund und Ländern abgestimmte Bedarfs- 
ermittlung geknüpft werden. 

— Auf dem Gebiet des Wohnungswesens und des Städtebaus wird ab 1976 von 
einer Anpassung der Leistungen beim Wohngeld abgesehen. Daneben sind 
die Ausgaben des Bundes nach dem Städtebauförderungsgesetz und für Ver- 
suchs-, Vergleichs- und Demonstrativbauten durch Programmstreckung zu Ein- 
sparungen herangezogen worden. 

— Der Schwerpunkt der Einsparungen im Bereich Forschung und Technologie 
liegt bei den Ausgaben für die nationale Weltraumforschung sowie für die 
Förderung von Transport- und Verkehrstechnologien. Dagegen sind die kriti- 
schen Bereiche der Energieforschung und Ressourcensicherung von Eingriffen 
weitgehend verschont worden. 

— Im Bereich Bildung und Wissenschaft sollen das Bundesausbildungsförderungs- 
gesetz und das Graduiertenförderungsgesetz geändert werden. 

Die Leistungen, die für Schüler und Studenten nach dem Bundesausbildungs- 
förderungsgesetz gewährt werden, sind seit dem Inkrafttreten am 1. September 
1971 sprunghaft gestiegen. Sie werden sich 1975 auf etwa 3 Mrd. DM belaufen; 
davon tragen der Bund 65 v. H. und die Länder 35 v. H. Die Förderung erfaßt 
z. Z. etwa 45 v. H. der Studenten und 35 v. H. der Oberstufenschüler an Voll- 
zeitschulen. 

Die hier im Herbst 1976 anstehende Anpassung der Freibeträge und Bedarfs- 
sätze wird ausgesetzt. Um entstehende Härten — vor allem für diejenigen, die 
voll oder für einen erheblichen Teil ihres Lebensunterhalts auf die Förderung 
angewiesen sind — auszugleichen, wird ein nach sozialen Gesichtspunkten 
gestaffelter Härteausgleich geschaffen, — Neben Änderungen bei der Ein- 
kommeiisanrechnung wird der Dariehensanteil für Studenten erhöht. Damit 
tragen die Geförderten langfristig in einer für den einzelnen zumutbaren 
Weise zur Sicherung eines Finanzsockels für das Förderungssystem bei. Von 
den Gesamtaufwendungen für die Studentenförderung werden danach etwa 
40 v. H. als Darlehen gewährt. Soweit bei einem Fachwechsel eine Förderung 
möglich ist, wird sie künftig nur noch als Darlehen gegeben, wenn der Wechsel 
nach dem 3. Studiensemester erfolgt. Angesichts des finanziellen Aufwandes 
für die Ausbildungsförderung und im Flinblick auf die hohe Zahl der abge- 
wiesenen Studienbewerber bei gleichzeitig überlangen Studienzeiten sieht die 
Bundesregierung hierin eine auch dem Einzelnen gegenüber vertretbare Rege- 
lung. 

Nach dem Graduiertenförderungsgesetz sind seit 1971 etwa 15 000 qualifizierte 
Hochschulabsolventen als Doktoranden gefördert worden. Die Mittel sollen 
künftig nur noch als Darlehen gegeben werden. Angesichts der hohen Auf- 
wendungen der Gemeinschaft für das Bildungswesen und der mit der Förde- 
rung gegebenen besonderen beruflichen Chancen für den einzelnen ist es 
gerechtfertigt, daß die Aufwendungen später zurückerstattet werden. Die Dar- 
lehen sind zinslos, langfristig und in der Rückzahlung einkommensabhängig. 
Bei besonders qualifizierten Leistungen ist ein Teilerlaß vorgesehen. 

— Im Bereich der zivilen Verteidigung sind beim Schutzraumbau und bei ver- 
schiedenen anderen Ausgabepositionen Einsparungen vorgesehen. 

— Auch bei gemeinschaftlich finanzierten Aufgaben müssen Einsparungen vor- 
genommen werden, zumal die gegenwärtige Verteilung der Finanzmasse 
zwischen Bund und Ländern nicht gleichgewichtig ist. Es ist vorgesehen, in 
einem ersten Schritt die Ansätze für diese Aufgaben beginnend mit dem Haus- 
halt 1977 um 10 v. H. abzusenken. Vertragliche Verpflichtungen des Bundes 
werden dadurch nicht berührt. Die Kürzung führt zu Einsparungen von rd. 
750 Millionen DM jährlich. Eine erhebliche Beteiligung des Bundes an gemein- 
schaftlich finanzierten Aufgaben bleibt bestehen. Im einzelnen: 
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1976 1977 1978 1979 

— in Mrd. DM — 


Gemeinschaftsaufgaben 

— Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur 

— Agrarstruktur und Küstenschutz . . . . 

— Aus- und Neubau von Hochschulen . . 

Verbesserung der Verkehrsverhältnisse 
in den Gemeinden 

Krankenhausfinanzierung 

Sozialer Wohnungsbau sowie städtebau- 
liche Sanierungs- und Entwicklungsmaß- 
nahmen 

Studentenwohnraumbau 

zusammen 


0,34 

0,31 

0,26 

0,26 

1,35 

1,21 

1,21 

1,21 

1,10 

0,99 

0,99 

0,99 

2,26 

2,06 

2,11 

2,14 

1,06 

0,95 

0,90 

0,83 


1,24 

1,27 

1,26 

1,24 

0,10 

0,09 

0,09 

0,09 

7,44 

6,88 

6,82 

6,77 


— Die Sparförderung durch staatliche Prämien ist angesichts des hohen Spar- 
willens und der gestiegenen Sparfähigkeit im Laufe der Zeit problematisch 
geworden. Sie wurde daher bereits bei der Steuerreform durch Einführung von 
Einkommensgrenzen auf Bezieher kleinerer und mittlerer Einkommen konzen- 
triert. Unter den derzeitigen wirtschaftlichen Verhältnissen erscheint eine 
Förderung des Sparens in der bisherigen Höhe nicht mehr notwendig. Der 
allgemeine Prämiensatz soll deshalb bei beiden Prämienarten ab 1976 um 
jeweils 5 v. H. -Punkte, d. h. beim Sparprämiengesetz auf 15 und beim Woh- 
nungsbauprämiengesetz auf 18 v. H., gesenkt werden. 

— Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die unterschiedliche steuerliche 
Belastung der verschiedenen Kreditinstitute unter Wettbewerbsgesichtspunk- 
ten nicht mehr vertretbar ist. Sie stützt sich dabei auf die Ergebnisse des 
Berichts über die Wettbewerbsverschiebungen im Kreditgewerbe und über 
eine Einlagensicherung vom 18. November 1968. Deshalb sollen die derzeit 
im Kreditgewerbe noch bestehenden Steuervergünstigungen abgebaut und der 
im Rahmen der Körperschaftsteuerreform vorgesehene einheitliche Steuersatz 
von 46 v. H. für begünstigte Kreditinstitute (insbesondere Sparkassen, Kredit- 
genossenschaften und Zentralkassen) bereits ab 1976 eingeführt werden. Das 
fristgerechte Inkrafttreten der Körperschaftsteuer-Reform zum 1. Januar 1977 
soll dadurch nicht berührt werden. 

— Die Bundesregierung hat im übrigen die Mittel für Zuwendungsempfänger 
gezielt um insgesamt etwa 3 v. H. auf der Basis 1975 gekürzt. Außerdem ist 
im Bundeshaushalt eine globale Minderausgabe von 0,8 Mrd. DM in 1976 und 
von 1,8 Mrd. DM in 1977 vorgesehen. 


2.7. Trotz dieser einschneidenden Sparmaßnahmen können die Finanzierungsdefizite 
für die Jahre ab 1977 noch nicht in dem Maße reduziert werden, wie es gesamt- 
und finanzwirtschaftlich erforderlich ist (vgl. o. 1.7.). Die Bundesregierung sieht 
nach sorgfältiger Prüfung keine vertretbaren Möglichkeiten für zusätzliche Ein- 
sparungen in einer Größenordnung, wie sie für die notwendige weitere Rück- 
führung der Finanzierungsdefizite ab 1977 unerläßlch wären. Solche Ausgabe- 
kürzungen wären nur mit substanziellen Eingriffen in die Sozial- und Verteidi- 
gungspolitik zu verwirklichen. 

Die Bundesregierung schlägt deshalb als dritten Schritt zur Konsolidierung der 
öffentlichen Finanzen vor, mit Wirkung vom 1. Januar 1977 die Umsatzsteuer 
sowie die Tabak- und die Branntweinsteuer zu erhöhen. Bei der Umsatzsteuer soll 
der Regelsteuersatz von 11 auf 13 v. H. und der ermäßigte Steuersatz von 5,5 auf 
6,5 v. H. angehoben werden; die Tabaksteuer soll um 18 v. H. und die Brannt- 
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weinsteuer um 20 v. H. heraufgesetzt werden. Das führt zu Einnahmeverbesse- 
rungen im Bundeshaushalt von insgesamt 

1977 1978 1979 

— in Mrd. DM — 


rd. 8,2 10,0 11,0. 

Ursprünglich war eine Erhöhung der Umsatzsteuer bereits zum Ausgleich der 
finanziellen Belastungen der öffentlichen Haushalte durch die Steuerreform vor- 
gesehen gewesen. Aus konjunkturpolitischen Gründen wurde davon jedoch bei 
der Verabschiedung der Steuerreform abgesehen. Aus heutiger Sicht dürften 
diese Gründe für den Zeitraum ab 1977 fortfallen. 

Eine Erhöhung der Umsatzsteuer trifft die Besteuerung des Verbrauchs, führt 
also nicht zu zusätzlichen steuerlichen Belastungen im Unternehmensbereich und 
zu Einengungen des Investitionsspielraums. Sie berührt nicht die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft. Außerdem hätte die Harmoni- 
sierung der Umsatzsteuersätze in der Europäischen Gemeinschaft demnächst ohne- 
hin eine Anhebung der vergleichsweise niedrigen Umsatzsteuersätze in der Bun- 
desrepublik notwendig gemacht. 


2.8. Die von der Bundesregierung zur Verbesserung der Haushaltsstruktur vorge- 
schlagenen Maßnahmen führen zugleich zu einer wesentlichen Verbesserung der 
Finanzen von Ländern und Gemeinden, da sich zahlreiche Einsparungen (z. B. im 
öffentlichen Dienst, Änderungen bei der Ausbildungs- und Graduiertenförderung 
sowie bei den Wohnungsbauprämien, Abbau von Steuervergünstigungen) unmit- 
telbar auch auf die Haushalte der Länder und teilweise auch der Gemeinden aus- 
wirken. Allein 1976 werden Länder und Gemeinden durch die von der Bundes- 
regierung vorgeschlagenen Maßnahmen um rd. 3 Mrd. DM entlastet; bis 1979 
wird sich dieser Betrag fast verdoppeln. Außerdem kommt ab 1977 die Anhebung 
der Umsatzsteuer den Länderhaushalten nach Maßgabe der Umsatzsteuervertei- 
lung zugute. Das Gesamtergebnis der Einsparungen könnte schließlich durch 
gleichgerichtete Sparbeschlüsse von Ländern und Gemeinden noch erheblich ge- 
steigert werden. 


3. Ausgabeseite des Finanzplans 

3.1. Die Grundlinien der Politik der Bundesregierung werden durch die vorgeschlage- 
nen Maßnahmen zur Verbesserung der Haushaltsstruktur nicht verlassen. Die seit 
1969 erreichten Fortschritte in vielen Bereichen staatlicher Aufgabenerfüllung 
bleiben bewahrt. Angesichts der geänderten finanzwirtschaftlichen Rahmenbedin- 
gungen ist es aber notwendig, die öffentlichen Mittel unter Anlegung strenger 
Maßstäbe noch mehr als bisher auf das Wichtige zu konzentrieren. — Kontinuität 
und Konzentration bleiben das Leitmotiv der Politik der Bundesregierung. 


3.2. Das Netz der sozialen Sicherheit, das von der Bundesregierung in den vergange- 
nen Jahren konsequent verbessert worden ist, hat sich gerade auch in der Rezes- 
sion bewährt. Die Gewährleistung sozialer Sicherheit und Gerechtigkeit ist weiter- 
hin eines der wichtigsten Ziele der Bundesregierung. 

Dementsprechend bilden die Ausgaben im Sozialbereich (vgl. Tz, 1,01 bis 1.09) *) 
mit 

1975 1976 1977 1978 1979 

— in Mrd. DM — 


59,4 63,4 63,2 65,5 68,5 

wie bisher auch im Finanzplan 1975 bis 1979 den größten Ausgabenblock. 


*) Hinweise auf Textziffern (Tz.) in den nachfolgenden Ausführungen beziehen sich auf 
die Textziffern der Tabelle 3. 
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Ausgabenschwerpunkle sind wiederum die Zuschüsse des Bundes an die Renten- 
versicherung, die Aufwendungen für Kriegsopferversorgung und Kriegsopferfür- 
sorge und das Kindergeld. Hinzugekommen sind infolge der Lage auf dem 
Arbeitsmarkt erhebliche Mittel für Liquiditätshilfen an die Bundesanstalt für 
Arbeit, mit denen die Zahlungen an die Arbeitslosen sichergestellt werden. 


Die Ausgabenentwicklung im Sozialbereich wird vor allem durch die gesetzlich 
festgelegte Dynamisierung der Rentenleistungen bestimmt. Sie führt zu einem 
starken Anstieg der Zuschüsse des Bundes an die Rentenversicherungen der 
Arbeiter und Angestellten und an die Bundesknappschaft (vgl. Tz. 1.01): 

1976 1977 1978 1979 

— in Mrd. DM — 

21,6 24,2 27,1 29,5. 

Die Leistungen in der Kriegsopferversorgung und der Kriegsopferfürsorge (vgl. 
Tz. 1.05) sind in den letzten Jahren durch die Dynamisierung der Renten im 
Jahre 1970 und die Vorziehung des Anpassungszeitpunktes um ein halbes Jahr 
erheblich verbessert worden. 

Für Kriegsopferversorgung und Kriegsopferfürsorge sind Ausgaben von 

1976 1977 1978 1979 

— in Mrd. DM — 


11,2 12,1 13,2 14,2 


vorgesehen. 

Nach dem Arbeitsförderungsgesetz hat der Bund der Bundesanstalt für Arbeit 
Liquiditätshilfen zu gewähren, sofern diese ihren Finanzbedarf durch Beitrags- 
einnahmen und Entnahmen aus ihren Rücklagen nicht decken kann. Wegen der 
Entwicklung der Arbeitslosenzahl muß der Bund der Bundesanstalt 1975 Darlehen 
und Zuschüsse in Höhe von 8,3 Mrd. DM zur Verfügung stellen. Auch 1976 wird 
die Bundesanstalt noch einen erheblichen ungedeckten Liquiditätsbedarf haben. 
Die Leistungen an die Arbeitslosen müssen grundsätzlich von der Solidargemein- 
schaft der in der Arbeitslosenversicherung Versicherten getragen werden, so daß 
in einer Zeit hoher Arbeitslosigkeit auch die Beitragsleistungen im Rahmen des 
Zumutbaren angepaßt werden müssen. Ab 1976 soll daher der Beitragssatz von 2 
auf 3 v. H. (davon 1,5 v. H. Arbeitnehmer und 1,5 v. H. Arbeitgeber) angehoben 
werden. Trotzdem verbleibt 1976 noch ein aus dem Bundeshaushalt zu deckender 
Liquiditätsbedarf von rd. 6 Mrd. DM. Daneben trägt der Bund wie bisher die 
Leistungen für die originäre Arbeitslosenhilfe (Leistungen an Arbeitslose, die 
wegen Nichterfüllung der Anwartschaftszeit keinen Anspruch auf Arbeitslosen- 
geld erworben haben) und gewährt Darlehen und Zuschüsse für Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen u. a. m. Insgesamt stellt der Bund dafür im Planungszeitraum 
Mittel in Höhe von (vgl. unter Tz. 1.07) 

1975 1976 1977 1978 1979 

— in Mrd. DM — 


8,5 6,4 0,6 0,5 0,5 


zur Verfügung. 

Ab 1975 ist das sozial unausgewogene System des Familienlastenausgleichs mit 
einer Kombination von steuerlichen Kinderfreibeträgen und Kindergeldleistungen 
durch ein einheitliches Kindergeld von 50 DM für das erste, 70 DM für das zweite 
und 120 DM für jedes weitere Kind ersetzt worden. Das Kindergeld trägt grund- 
sätzlich der Bund. Jedoch wird während einer Übergangszeit in den Jahren 1975 
und 1976 den Angehörigen des öffentlichen Dienstes und den Versorgungsemp- 
fängern das Kindergeld noch von ihren Dienstherren bzw. Arbeitgebern gezahlt. 
In dieser Übergangszeit haben die Gebietskörperschaften (Länder, Gemeinden 
und Gemeindeverbände) die bei ihnen anfallenden Ausgaben selbst zu tragen. 
Im Finanzplan sind für das Kindergeld (vgl. Tz. 1.03) 
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1976 1977 1978 1979 

— in Mrd. DM — 


13,0 14,3 14,3 14,3 

vorgesehen. Hinzukommen die Verwaltungskostenerstattungen an die Arbeits- 
verwaltung für die Auszahlung des Kindergeldes. 

Wenn der Bund ab 1977 auch die Kosten des Kindergeldes für die Kinder der 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes von Ländern und Gemeinden übernimmt, 
führt dies zu einer Mehrbelastung von jährlich rd. 1,5 Mrd. DM. Sie muß durch 
Übertragung entsprechender Umsatzsteueranteile von den Ländern auf den Bund 
ausgeglichen werden. 


3-3. Die Energiepolitik bleibt angesichts der tiefgreifenden Veränderungen an den 
Weltenergiemärkten auch künftig ein Schwerpunkt der wirtschaftspolitischen 
Maßnahmen der Bundesregierung. Hauptaufgabe ist die Gewährleistung einer 
ausreichenden, sicheren und langfristig kostengünstigen Energieversorgung. Der 
Rahmen für diese Politik ist in der ersten Fortschreibung des Energieprogramms 
der Bundesregierung festgelegt worden. 

Im Planungszeitraum sind für Maßnahmen der Energiepolitik folgende Mittel vor- 
gesehen (vgl. Tz. 4.02) 

1976 1977 1978 1979 

— in Mrd. DM — 


2,0 2,1 2,2 2 , 0 . 

Im Vordergrund stehen die optimale Nutzung der heimischen Steinkohle und die 
Konsolidierung des Steinkohlenbergbaus sowie die Sicherung der Mineralölver- 
sorgung und eine verstärkte Bevorratung für Krisenzeiten. Die Finanzierung die- 
ser Aufgaben ist trotz der im Rahmen der Haushaltsbeschlüsse der Bundesregie- 
rung auch im Energiebereich notwendigen Ausgabenbeschränkung nicht gefährdet. 

Angesichts der veränderten Weltmarktsituation hat der deutsche Steinkohlen- 
bergbau wieder an Bedeutung gewonnen. Es werden daher auch künftig erheb- 
liche Finanzhilfen insbesondere für Rationalisierungsinvestitionen und für Maß- 
nahmen der Kostenentlastung bereitgestellt. 

Das für die Jahre 1975 bis 1978 beschlossene Anschlußprogramm zur Exploration 
und Förderung von Erdöl in Höhe von 1 Mrd. DM wird ungekürzt fortgesetzt. 
Damit wird auch die Kooperation mit Erdölförderländern sowie der Bau inter- 
nationaler Erdgastransitleitungen und unterirdischer Gasspeicher unterstützt. Die 
Anlegung einer bundeseigenen Rohölreserve zur Überbrückung kurzfristiger Ver- 
sorgungsstörungen wird fortgeführt. 

Für die Energieforschung und -technologie (vgl. unter Tz. 4.02 und 6.05) werden 
jährlich 1,4 bis 1,5 Mrd. DM bereitgestellt. Finanziert werden kerntechnische Vor- 
haben zur Reaktorentwicklung, Reaktorsicherheit, Urananreicherung und kern- 
technischen Entsorgung (Wiederaufarbeitung von Brennelementen, sichere End- 
lagerung radioaktiver Abfälle). Diese Arbeiten werden teils in den großen Kern- 
forschungszentren, teils in Zusammenarbeit mit der kerntechnischen Industrie 
durchgeführt. Im Vordergrund steht die Entwicklung von Hochtemperaturreak- 
toren, die auch zur Erzeugung von Prozeßwärme für die Kohlevergasung einge- 
setzt werden sollen. Ferner wird der Bau eines Schnellbrüter-Demonstrations- 
kernkraftwerks in deutsch-belgisch-niederländischer Zusammenarbeit fortgesetzt; 
diese Reaktorlinie läßt eine vielfach bessere Ausnutzung der begrenzten Uran- 
vorräte bei der Verwendung als Kernbrennstoff erwarten. 

Daneben wird zunehmend die nichtnukleare Energieiorschung gefördert. Hierfür 
werden im Planungszeitraum jährlich 160 bis 180 Millionen DM bereitgestellt. Es 
handelt sich u. a. um Projekte zur Kohlevergasung, zum Einsatz von Prozeß- 
wärme, zur Entwicklung verbesserter Prospektionstechnologien für Erdöl und 
Erdgas, zum Aufbau von Fernwärme-Verbundsystemen sowie zur Nutzung der 
Sonnenenergie. 
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3.4. Im Bereich der regionalen Wirtschaftsförderung sind die Mittel für die Gemein- 
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 1976 auf 
344 Millionen DM aufgestockt worden. Darin sind 50 Millionen DM zur Finanzie- 
rung eines regionalen Sonderprogramms für die von VW-Anpassungsmaßnahmen 
betroffenen Gebiete enthalten. Auch für 1977 sind zur Fortsetzung dieser Maß- 
nahmen rd. 55 Millionen DM zusätzlich eingeplant. Wie bei den anderen Gemein- 
schaftsaufgaben wird im übrigen aber auch hier der Ansatz ab 1977 um 10 v. H. 
gekürzt. Dabei ist zu berücksichtigen, daß die Mittel in Höhe von 600 Millionen 
DM, die der Bund im Rahmen des Programms zur Stärkung von Bau- und anderen 
Investitionen für kommunale Infrastrukturmaßnahmen zur Verfügung stellt, zum 
Teil auch in die Fördergebiete der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" und andere Problemgebiete fließen werden. Die 
Förderungsmaßnahmen im Zonenrandgebiet und die Abwicklung der früheren 
Regionalprogramme werden fortgeführt. 


3.5. Ziel der Agrarpolitik der Bundesregierung bleibt es, eine leistungsstarke Land- 
wirtschaft zu erhalten. 

Weite Bereiche der Agrarpolitik, insbesondere die Agrarpreispolitik, werden im 
Rahmen der Europäischen Gemeinschaften bestimmt. Steigende Kosten bei der 
Finanzierung des gemeinsamen Agrarmarktes, insbesondere wegen der Über- 
schußproduktion, zwingen zu einer kritischen Bestandsaufnahme der Agrarpolitik 
der EG. 

Bei der nationalen Agrarpolitik sind die Maßnahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" und die landwirtschaft- 
liche Sozialpolitik hervorzuheben. 

Für die Gemeinschaftsaufgabe (vgl. Tz. 3.01) sind 1976 1 345 Millionen DM vor- 
gesehen. Ab 1977 sollen die Ausgaben wegen der Einschränkung der gemein- 
schaftlich von Bund und Ländern finanzierten Maßnahmen auf 1 210 Millionen DM 
jährlich begrenzt werden. Auch mit diesen Beträgen wird es möglich sein, die 
Verbesserung der Agrarstruktur angemessen fortzusetzen. 

Dagegen steigen die Ausgaben für die landwirtschaftliche Sozialpolitik (vgl. 
Tz. 1.02) mit 

1975 1976 1977 1978 1979 

— in Mrd. DM — 


2,5 2,7 3,0 3,3 3,6 

weiter erheblich an. Das ist insbesondere auf die Dynamisierung des landwirt- 
schaftlichen Altersgeldes und der Landabgaberente ab 1975 zurückzuführen. 


3.6. Der Ausbau und die Modernisierung der Verkehrseinrichtungen wird im finan- 
ziell möglichen Rahmen fortgesetzt. Im Planungszeitraum sind folgende Aus- 
gabeansätze vorgesehen: 

1975 1976 1977 1978 1979 

— in Mrd. DM — 

20,0 20,3 21,3 22,8 23,4. 

Hinzutreten aus dem Programm zur Stärkung von Bau- und anderen Investitionen 

600 Millionen DM für Investitionsvorhaben im Verkehrsbereich, die zum großen 
Teil 1976 kassenwirksam werden. 
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Schwerpunkte bei den Verkehrsausgaben sind die Aufwendungen für: 


1975 1976 1977 1978 1979 

— in Mrd. DM — 


Bundesfernstraßenbau 
— vgl. unter Tz. 5.01 — 

5,8 

5,8 

6,0 

6,2 

6,4 

Verbesserung der Verkehrsverhält- 
nisse in den Gemeinden (kommunaler 
Straßenbau, öffentlicher Personen- 
nahverkehr, Betriebsbeihilfe GasöJ 
im öffentlichen Personennahverkehr) 
— vgl. unter Tz. 5.01 — 

2,3 

2,5 

2,3 

2,4 

2,4 

Bundesbahn (einschließlich Kapital- 
dienst für Bahnanleihen und Betriebs- 
beihilfe Gasöl beim Betrieb schienen- 
gebundener Fahrzeuge) 

— vgl. Tz. 5.02 — 

9,0 

9,1 

9,9 

11,0 

11,4 

Wasserstraßen und Häfen, Förderung 
der Schiffahrt 
— vgl. Tz. 5.03 — 

1,5 

1,5 

1,6 

1,6 

1,7 

Luftverkehr 

— vgl. Tz. 5.04 — 

0,6 

0,6 

0,7 

0,8 

0,8 

Im Bereich des Bundesfernstraßenbaus werden damit vorrangige Ausbauten und 


Erweiterungen des vorhandenen Streckennetzes durchgeführt Außerdem werden 
Vorhaben gefördert, die die Verkehrssicherheit erhöhen. Der Bau neuer Strecken 
wird an neue Orientierungs- und Bedarfsdaten angepaßt. 

Für die Verbesserung der Verkehrsverhältnisse in den Gemeinden sind ein Teil 
der Mittel aus dem zweckgebundenen Mineralölsteueraufkommen bestimmt. Im 
Zuge der Kürzung der von Bund und Ländern gemeinschaftlich finanzierten Auf- 
gaben werden auch die zweckgebundenen Mittel in diesem Bereich ab 1977 um 
10 v. H. (rd. 0,2 Mrd. DM) reduziert. Jedoch stellt der Bund als freiwillige Leistung 
jährlich rd. 0,1 Mrd. DM für ausgewählte Vorhaben des öffentlichen Personennah- 
verkehrs zur Verfügung. Außerdem soll ab 1977 durch Änderung des Verteilungs- 
schlüssels der zweckgebundenen Mittel zwischen kommunalem Straßenbau und 
öffentlichem Nahverkehr von derzeit 50 : 50 v. H. auf 45 : 55 v. H. die zügige 
Fertigstellung begonnener Vorhaben sichergestellt werden. 

Die Bundesregierung hat für die Deutsche Bundesbahn unternehmenspolitische 
Zielvorgaben beschlossen, durch die vorrangig die Rationalisierung und Anpas- 
sung der Bahn an den Verkehrsbedarf erreicht werden sollen. Dabei soll gleich- 
zeitig ihre Sicherheit verbessert werden. Die Bahn ist wegen ihrer gemeinwirt- 
schaftlichen Aufgaben auch künftig auf erhebliche Bundesmittel angewiesen. Ent- 
sprechend den Zielvorgaben werden wesentlich erhöhte Bundeszuschüsse für 
Investitionsvorhaben bereitgestellt. Davon werden 1976 0,55 Mrd. DM, anstei- 
gend auf 1,1 Mrd. DM in 1979, für den Ausbau des Streckennetzes und jährlich 
0,5 Mrd. DM für sonstige Investitionsvorhaben eingesetzt. 


3.7. Die grundlegenden Änderungen in der gesamtwirtschaftlichen Situation und der 
parallel dazu verlaufene strukturelle Anpassungsprozeß in der Wohnungswirt- 
schaft haben die 1973 eingeleiteten Arbeiten für ein Gesamtkonzept zur Neu- 
orientierung der Wohnungspolitik erschwert und verzögert. Dies gilt sowohl für 
die quantitativen Aussagen über das künftig notwendige Volumen des sozialen 
Wohnungsbaues als auch für die Finanzierungsfragen. 

Bei dem inzwischen erreichten Stand der quantitativen Wohnungsversorgung 
wird es beim sozialen Wohnungsbau nicht mehr um den Bau möglichst vieler 
Wohnungen zur Verringerung einer allgemeinen Wohnungsnot, sondern in erster 
Linie um die Berücksichtigung der Wohnbedürfnisse besonders benachteiligter 
Personengruppen, wie alte Menschen, kinderreiche Familien und Schwerbehin- 
derte, gehen. 
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Allerdings machen die Sparbeschlüsse der Bundesregierung eine Streckung der 
künftigen Wohnungsbauprogramme erforderlich. Der Ausgabebedarf für den so- 
zialen Wohnungsbau einschließlich Aussiedlerwohnungsbau beträgt im Planungs- 
zeitraum jährlich mehr als 1 Mrd. DM (vgl. unter Tz. 7.03). 

In zunehmendem Maße wird auch die Modernisierung des Wohnungsbestandes 
ein Schwerpunkt der Wohnungspolitik. 

Daneben ist das Wohngeld (vgl. Tz. 1.04) ein fester Bestandteil staatlicher Woh- 
nungspolitik. Es dient der wirtschaftlichen Sicherung angemessenen und familien- 
gerechten Wohnens. Soweit nicht bereits der Einsatz öffentlicher Mittel zu trag- 
baren Mieten oder Belastungen führt, müssen mögliche soziale Härten durch das 
Wohngeld ausgeglichen werden. Eine Anpassung des Wohngeldes an gestiegene 
Mieten und Einkommen ist gegenwärtig nicht möglich. Andererseits sollte nicht 
übersehen werden, daß sich die Wohngeldleistungen im Verlauf der vergangenen 
Jahre verzehnfacht haben und daß das Wohngeld seit 1965 mehrmals entschei- 
dend verbessert worden ist, zuletzt zum 1. Januar 1974 durch Anhebung der 
Höchstbeträge für die zu berücksichtigenden Wohnkosten sowie durch Erhöhung 
des bei der Einkommensermittlung gewährten allgemeinen Freibetrages, die einer 
Erhöhung der Einkommensgrenzen gleichkommt. Durch die Verbesserung ist das 
Sicherungsnetz des Wohngeldgesetzes noch engmaschiger geworden. 

Die Wohnungsbauprämie (vgl. unter Tz. 1.08) wird ab 1. Januar 1976 um 5 v. H. 
auf 18 v. H. gesenkt. Das ändert nichts daran, daß die Bausparförderung und da- 
mit die Bildung von Wohnungseigentum vom Staat nach wie vor erheblich ge- 
fördert wird. 

Städtebauliche Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen (vgl. unter Tz. 7.03) 
werden auch in den kommenden Jahren mit erheblichen Beträgen gefördert. 
Wegen der Streckung der Finanzhilfen des Bundes im Zuge der Sparmaßnahmen 
vermindern sich die jährlichen Bewilligungsrahmen, die für den Umfang der 
Bundesprogramme maßgebend sind. Die Ausgabeansätze betragen im Planungs- 
zeitraum zwischen 195 Millionen DM für 1976 und 180 Millionen DM für 1979. 
Daneben hat der Bund im Rahmen des Programms zur Stärkung von Bau- und 
anderen Investitionen 250 Millionen DM für eine zusätzliche Förderung bereit- 
gestellt. 


3.8. Für Bildung und Ausbildung, Wissenschaft und Forschung (vgl. Tz. 6.01 bis 6.05) 
sind folgende Ausgaben vorgesehen: 

1975 1976 1977 1978 1979 

— in Mrd. DM — 


8,4 7,8 8,0 8,5 8,8. 

Trotz der Notwendigkeit zu Einschränkungen, die sich in den Bereichen Aus- 
bildungsförderung und Hochschulbau besonders bemerkbar machen, aber auch in 
den Bereichen Bildungsplanung, Wissenschaft und Forschung spürbar sind, wird 
künftig eine angemessene und ausgewogene Förderung möglich bleiben. 

— Ausbildungsförderung einschließlich Förderung des wissenschaftlichen Nach- 
wuchses, nach wie vor ein großer Ausgabenblock, haben ihren Schwerpunkt 
bei den Leistungen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG). 
Der vorübergehende Rückgang der Ausgaben erklärt sich daraus, daß die An- 
passung der Bedarfssätze und Freibeträge an die Lebenshaltungskosten und 
Einkommensverhältnisse um ein Jahr verschoben wird, sowie aus der Aus- 
dehnung der Darlehensförderung bei Studenten und einer Neuregelung der 
zusätzlichen Freibeträge und der Überleitung von Unterhaltsansprüchen. Durch 
die Einführung einer sozial gestaffelten Härteregelung für die Übergangszeit 
wird sichergestellt, daß auch bedürftige Schüler und Studenten ihre weiter- 
führende Ausbildung aufnehmen und zu Ende führen können. 

Der wissenschaftliche Nachwuchs an den Hochschulen wird weiter mit Leistun- 
gen nach dem Graduiertenförderungsgesetz unterstützt. Mit Rücksicht auf das 
besondere persönliche Interesse der Graduierten an einem weiteren — wissen- 
schaftlichen — Hochschulabschluß wird jedoch durch Umwandlung der Zu- 
schußleistung in Darlehen eine angemessene Eigenbeteiligung der Geförderten 
herbeigeführt. 
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Unter Berücksichtigung dieser Änderungen werden die Leistungen des Bundes 
für die Ausbildungsförderung, die Graduiertenförderung und ähnliche Maß- 
nahmen (vgl. Tz. 6.02) 

1975 1976 1977 1978 1979 

— in Mrd. DM — 

2,2 2,0 2,1 2,2 2,3 

betragen. 

— Für die Gemeinschaftsciufgabe „ Ausbau und Neubau von Hochschulen " sind 
folgende Bundesmittel vorgesehen; 

1975 1976 1977 1978 1979 

— in Mrd. DM — 


1,40 1,10 0,99 0,99 0,99. 

Der weitere Ausbau der Hochschulen muß im Hinblick auf den längerfristig 
zu erwartenden Bedarf an Studienplätzen, insbesondere wegen der rückläufi- 
gen Geburtenentwicklung, mehr dem Ziel einer Konsolidierung und fachlichen 
sowie regionalen Abrundung der Hochschulkapazitäten Rechnung tragen. Das 
Ausbauprogramm bedarf in den nächsten Jahren einer sorgfältigen Überprü- 
fung im Rahmen einer Gesamtbilanz des bisherigen Ausbaustandes. Bei den 
von Bund und Ländern gemeinschaftlich finanzierten Aufgaben werden die 
Ansätze beginnend mit dem Haushalt 1977 um 10 v. H. gesenkt. 

— Auf dem Gebiet der beruflichen Bildung wird der Ausbau überbetrieblicher 
beruflicher Ausbildungsstätten fortgesetzt (vgl. Tz. 6.03). Die Neuordnung der 
beruflichen Bildung durch Neufassung des Berufsbildungsgesetzes und durch 
die Schaffung eines ausgewogenen Fmanzierungssystems wird weiter voran- 
getrieben. 

— Im Bereich des Kulturwesens (vgl. unter Tz. 6.04) hat der Bund nur eine be- 
grenzte Finanzierungszuständigkeit. Hervorzuheben sind im innerstaatlichen 
Bereich vor allem die Mittel für die Stiftung Preußischer Kulturbesitz, die 
Deutsche Bibliothek sowie erstmalig für eine zu errichtende Deutsche National- 
stiftung. 

— Der veränderte Gesamtrahmen für die Öffentlichen Haushalte zwingt auch im 
Forschungsbereich (vgl. Tz. 6.05) zu einer Reduzierung der bisherigen Wachs- 
tumsraten. Die Ziele der Forschungs- und Technologiepolitik für die kommen- 
den Jahre, wie sie die Bundesregierung in ihrem im April 1975 vorgelegten 
V. Forschungsbericht dargelegt hat, gelten jedoch fort. Neben der Förderung 
der Grundlagenforschung und der Verbesserung der Lebens- und Arbeits- 
bedingungen wird die Technologiepolitik vor allem darauf ausgerichtet, der 
deutschen Wirtschaft die erforderliche Anpassung an den weltweit zu be- 
obachtenden Strukturwandel zu ermöglichen. Das Innovationspotential kleiner 
und mittlerer Unternehmen soll hierbei soweit wie möglich verstärkt genutzt 
werden. Zu diesem Zweck wurde mit Hilfe des Bundes eine Wagnisfinanzie- 
rungsgesellschaft (WFG) gegründet. Nur eine technologisch hochentwickelte 
Industrie wird den Wettbewerb auf den internationalen Märkten bestehen und 
das Arbeitsplatzangebot in der Bundesrepublik erhalten können. 

Neben den Ausgaben für Energieforschung und -technologie (vgl. Nr. 3.3.) und 
für Datenverarbeitung und Weltraumforschung werden Projekte und For- 
schungseinrichtungen auf den verschiedensten Gebieten (z. B. der Rohstoff- 
sicherung und Umweltverbesserung, der Medizin und Biotechnologie sowie 
der Humanisierung der Arbeitswelt, der Elektronik und Nachrichtentechnik, 
der Dokumentation und Information des bodengebundenen Verkehrs und der 
Luftfahrtforschung sowie der Meeresforschung und Offshore-Technologie) ge- 
fördert. Dabei werden große Projekte, soweit dies zweckmäßig ist, in inter- 
nationaler Zusammenarbeit finanziert und durchgeführt (z. B. ESA-Weltraum- 
laboratorium, CERN-Protonenbeschleuniger, ESO-Südsternwarte). 

3.9. Im Gesundheitswesen (vgl. unter Tz. 7.01) trägt der Bund mit Finanzhilfen an die 
Länder zur bedarfsgerechten Versorgung der Bevölkerung mit leistungsfähigen 
Krankenhäusern bei. ln den letzten Jahren hat die Entwicklung zu einer hohen 
durchschnittlichen Bettendichte, zum Teil auch schon zu einem Bettenüberhang 
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geführt. Es ist deshalb vorgesehen, die Finanzhilfen des Bundes für Neubau- 
maßnahmen weiterhin betragsmäßig festzulegen und ab 1977 schrittweise zu 
senken. Außerdem wird die Beteiligung des Bundes an den übrigen Investitions- 
kosten begrenzt. Die vorgesehene Bundesbeteiligung (1 050 Millionen DM in 1975, 
1 055 Millionen DM in 1976, dann schrittweise fallend auf rd. 830 Millionen DM 
in 1979) reicht aus, die bedarfsgerechte Versorgung der Bevölkerung mit leistungs- 
fähigen Krankenhäusern sowie die wirtschaftliche Sicherung der Krankenhäuser 
auch weiterhin zu gewährleisten. Bei der Neubaufinanzierung müssen einheitliche 
Kriterien für eine wirtschaftliche Krankenhausversorgung geschaffen werden. 

Daneben werden für gesundheitliche Aufklärung, medizinische Prävention und 
Rehabilitation sowie gesundheitliche Modellvorhaben erhebliche Beträge bereit- 
gestellt. In der Forschung liegen Ausgabenschwerpunkte beim Bundesgesund- 
heitsamt und beim Paul-Ehrlich-Institut. 

3.10. Die Förderung des Sports ist grundsätzlich Sache der Sportorganisationen. Soweit 
eine staatliche Förderung erforderlich ist, sind dafür in erster Linie die Länder 
zuständig. Der Bund fördert Vorhaben, die der gesamtstaatlichen Repräsentation 
dienen, sowie Maßnahmen bundeszentraler nichtstaatlicher Organisationen, die 
für das Bundesgebiet als Ganzes von Bedeutung sind und die ihrer Art nach nicht 
durch ein Land allein wirksam unterstützt werden können; ferner kommen Sport- 
förderungsmaßnahmen im Bereich der internationalen und innerdeutschen Bezie- 
hungen sowie des Zonenrandgebietes und des Landes Berlin in Betracht. 

Im Finanzplan (vgl. unter Tz. 7.01) sind Mittel für zentrale Aufgaben der Spitzen- 
organisationen des Sports sowie der Bundessportverbände, insbesondere für die 
Durchführung der Trainingsprogramme und internationaler Wettkampfveranstal- 
tungen, vorgesehen. Auf dem Gebiet des Sportstättenbaues sind Mittel für den 
Ausbau und die Unterhaltung von Bundesleistungszentren für den Hochleistungs- 
sport und den Bau allgemeiner Sportstätten im Zonenrandgebiet eingeplant. Für 
Aufgaben aus dem Bereich der sportwissenschaftlichen Forschung werden dem 
Bundesinstitut für Sportwissenschaft Mittel bereitgestellt. 

Für 1976 wurden insbesondere die Kosten für die Teilnahme der deutschen Mann- 
schaft an den Olympischen Spielen in Innsbruck und Montreal berücksichtigt. 

3.11. Die im Umweltprogramm der Bundesregierung dargestellten Grundsätze, Ziele 
und Maßnahmen der Umweltplanung und des Umweltschutzes lassen sich nur im 
Zusammenwirken mit den übrigen Gebietskörperschaften, der Wissenschaft und 
nicht zuletzt mit den Bürgern verwirklichen. 

Der Bund hat nach der verfassungsrechtlichen Aufgaben- und Lastenverteilung in 
erster Linie die Aufgabe, die gesetzlichen Grundlagen des Umweltschutzes zu 
schaffen. Verwaltungs- und Finanzierungskompetenzen des Bundes bestehen nur 
in begrenztem Umfang. Im wesentlichen handelt es sich dabei um Forschungs- 
und Entwicklungsaufgaben; außerdem beteiligt sich der Bund auf Grund inter- 
nationaler Verpflichtungen an einem Programm zur Sanierung des Rheins und 
des Bodensees. Insgesamt sind für Umweltschutz im Planungszeitraum zwischen 
325 und 410 Millionen DM jährlich vorgesehen (vgl. unter Tz. 7.01 und 6.05). Da- 
neben finanziert der Bund im Rahmen der Gemeinschaftsaufgaben „Verbesserung 
% ^der regionalen Wirtschaftsstruktur'' und „Verbesserung der Agrarstruktur und 
^des Küstenschutzes" auch Investitionsvorhaben auf dem Gebiet des Umwelt- 
schutzes und gewährt aus dem ERP-Sondervermögen Kredite für den Bau von 
Abwasserreinigungs-, Luftreinhaltungs- und Abfallbeseitigungsanlagen. Ebenso 
können aus den Mitteln, die im Programm zur Stärkung von Bau- und anderen 
Investitionen für kommunale Infrastrukturmaßnahmen bereitgestellt werden, Um- 
weltschutzinvestitionen der Gemeinden gefördert werden. Das Einkommensteuer- 
gesetz sieht für eine Übergangszeit bis 1980 Sonderabschreibungen für Umwelt- 
schutzinvestitionen vor, die der deutschen Wirtschaft helfen sollen, die im Ver- 
gleich zu den meisten übrigen Ländern hohen Umweltschutzanforderungen zu er- 
füllen. Der allgemeine Grundsatz, daß die Kosten von Umweltbelastungen der- 
jenige zu tragen hat, der für ihre Entstehung verantwortlich ist (Verursacher- 
prinzip), wird hierdurch nicht in Frage gestellt. 

3.12. Die Bundesregierung sieht in der wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit den Ent- 
wicklungsländern ein wichtiges Instrument des weltweiten wirtschaftlichen und 
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sozialen Interessenausgleichs sowie der Friedenssicherung. Für die Entwicklungs- 
hilfe werden deshalb auch in Zukunft erhebliche Mittel bereitgestellt (vgl. 
Tz. 7.04). 

Eine Entlastung des Bundeshaushalts zwischen rd. 0,5 bis 0,9 Mrd. DM jährlich 
wird dadurch erreicht, daß von der im Abkommen über die Internationale Ent- 
wicklungsorganisation (IDA) und in der Satzung der Interamerikanischen Ent- 
wicklungsbank (IDB) vorgesehenen Möglichkeit, die Beitragsleistungen zunächst 
ganz bzw. teilweise durch Hingabe von Schuldscheinen zu erbringen, Gebrauch 
gemacht werden soll. Auch die im Nachtragshaushalt 1975 ausgebrachten Mittel 
für die Kapitalhilfe in Höhe von 300 Millionen DM entlasten die Zahlungsver- 
pflichtungen in den nächsten Jahren, so daß die Ansätze ohne Leistungsminde- 
rung gesenkt werden konnten. 

Es verbleibt für die wirtschaftliche Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern 
eine kontinuierliche, über der durchschnittlichen Zuwachsrate des Gesamthaus- 
halts liegende Steigerung. 

3.13. Den zweitgrößten Ausgabenblock stellen die Ausgaben für die Verteidigung dar 
(vgl. Tz. 2.01). Die Bundeswehr muß auch in Zukunft in der Lage sein, die äußere 
Sicherheit der Bundesrepublik im Rahmen des Atlantischen Bündnisses zu ge- 
währleisten und der Politik der Entspannung den erforderlichen Rückhalt zu 
geben. Angesichts der Notwendigkeit, die begrenzten finanziellen Mittel optimal 
einzusetzen, sind Einsparungen im Bereich der Betriebsausgaben vorgenommen 
worden. Die verteidigungsinvestiven Ausgaben (Beschaffungen, Anlagen, For- 
schung, Entwicklung und Erprobung usw.) werden gegenüber 1975 erhöht. Der 
Anteil an den Gesamtausgaben im Verteidigungsbereich wird auch künftig bei 
über 30 v. H. liegen. Im Programm zur Stärkung von Bau- und anderen Investi- 
tionen sind für Zwecke der Verteidigung 350 Millionen DM vorgesehen. 

Die militärische Verteidigung wird ergänzt durch die zivile Verteidigung (vgl. 
Tz. 2.03). Dort sind Einsparungen vor allem beim Schutzraumbau vorgenommen 
worden. Das Sonderprogramm zur Stärkung von Bau- und anderen Investitionen 
enthält zusätzliche Mittel in Höhe von 22,9 Millionen DM insbesondere für den 
Katastrophenschutz und das Technische .Hilfswerk. 


3.14. Die Bundesregierung mißt weiterhin dem Bereich der inneren Sicherheit (vgl. 
Tz. 7.02) besondere Bedeutung bei. Auch für die kommenden Jahre sind Ausgaben 
von jährlich mehr als 1 Mrd. DM vorgesehen, um die personelle und materielle 
Ausstattung der Sicherheitsorgane zur Bekämpfung von Verbrechen und Terro- 
rismus zu verbessern. 

3.15. Die Personalausgaben im Bundeshaushalt machen etwa ein Sechstel der Gesamt- 
ausgaben aus. 1976 werden es rd. 26 Mrd. sein, das sind 15,5 v. H. der Gesamt- 
ausgaben. 

Die Personalausgaben haben in allen öffentlichen Haushalten in den letzten 
Jahren erheblich zugenommen. Dabei sind Länder und Gemeinden wegen der 
im Grundgesetz geregelten Aufgabenverteilung und des daraus folgenden we- 
sentlich höheren Personalbestandes von dieser Entwicklung stärker als der Bund 
betroffen. Der Ausgabenzuwachs im Personalbereich muß begrenzt werden. Das 
erfordert — neben maßvollen Lohn- und Gehaltsverbesserungen — vor allem, 
die staatlichen Aufgaben auf das Notwendige zu beschränken, die Leistungs- 
fähigkeit des öffentlichen Dienstes weiter zu steigern sowie von allen Rationa- 
lisierungsmöglichkeiten Gebrauch zu machen. Außerdem muß grundsätzlich von 
der Bewilligung neuer Stellen und auch strukturellen Verbesserungen abgesehen 
und dürfen auf Grund auslaufender Aufgaben frei werdende Stellen nicht wieder 
besetzt werden. Personalbedarf auf Grund unabweisbarer Aufgaben ist in erster 
Linie durch Umsetzungen von Stellen aus anderen Bereichen zu decken. 

Der Bund ist seit Jahren bemüht, diesen Erfordernissen Rechnung zu tragen. Er 
hat dabei in seinem Bereich den Stellenzuwachs in den Griff bekommen. Dazu 
dienen die Einsparungsvorschriften in den jährlichen Haushaltsgesetzen. Damit 
wurde eine Verminderung des Stellenbestandes schon 1975 erreicht. Der Stellen- 
rückgang wird in 1976 rund 1 100 Stellen betragen. Hinzu kommen weitere nach 
dem Entwurf des Haushaltsgesetzes 1976 einzusparende 1 000 Stellen. 
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4. Einnahmeseite des Finanzpians 

4.1. Die im Planungszeitraum angesetzten Steuereinnahmen basieren auf den Ergeb- 
nissen des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ vom 21. bis 23. August 1975. Dem 
Gremium gehören neben dem Bundesfinanzministerium und Bundeswirtschafts- 
ministerium die Deutsche Bundesbank, das Statistische Bundesamt, der Sachver- 
ständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Enwicklung sowie Ver- 
treter aller Länderfinanzministerien, führender Wirtschaftsforschungsinstitute und 
der Bundesvereinigung kommunaler Spitzenverbände an. 

Grundlage der Schätzung war die Projektion der mittelfristigen gesamtwirtschaft- 
lichen Entwicklung bis 1979 (vgl. Anhang). Die Schätzung erfolgte nach gelten- 
dem Recht. Die von der Bundesregierung im Rahmen der Maßnahmen zur Ver- 
besserung der Haushaltsstruktur und zur Verminderung der Kreditaufnahmen 
verabschiedeten steuerrechtlichen Änderungen konnten vom Arbeitskreis noch 
nicht berücksichtigt werden. Sie wurden nachträglich in die Schätzung einge- 
arbeitet. 


Im einzelnen werden folgende Steuereinnahmen für den Bund erwartet: 



1976 

1977 

1978 

1979 


Entwurf 


— Finanzplan 

— 



— in Mrd. DM — 


Bundesanteil an Lohnsteuer und veran- 
lagter Einkommensteuer 

46,4 

53,1 

61,5 

70,9 

Bundesanteil an nicht veranlagten Steu- 
ern vom Ertrag und Körperschaftsteuer . . 

5,7 

6,9 

7,5 

8,0 

Bundesanteil an Umsatzsteuer und Ein- 
fuhrumsatzsteuer 

35,4 

47,0 

52,5 

57,6 

Bundesanteil an Gewerbesteuerumlage . . 

3,6 

3,8 

4,2 

4,5 

Tabaksteuer 

9,1 

10,2 

10,4 

10,6 

Branntweinmonopol 

3,3 

3,7 

3,9 

4,0 

Mineralölsteuer 

17,7 

18,3 

18,7 

19,0 

Sonstige Bundessteuern 

4,3 

4,1 

4,1 

4,1 

Insgesamt 

125,5 

147,1 

162,8 

178,7. 


4.2. Dazu ist folgendes zu bemerken: 

— Dem Bund stehen 43 v. H. der Einnahmen aus der Lohnsteuer und der ver- 
anlagten Einkommensteuer zu. Die Schätzung der Lohnsteuer basiert auf der 
erwarteten Entwicklung der Bruttolohn- und -gehaltssumme (einschließlich 
der Beamtenpensionen brutto). Als Richtgröße für die Ableitung der aus der 
veranlagten Einkommensteuer erwarteten Einnahmen dienten die Bruttoein- 
kommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen. Gegenzurechnen waren 
vor allem die Steuerausfälle durch die Investitionszulagen. 

— Der Anteil des Bundes an der Körperschaftsteuer und den nicht veranlagten 
Steuern vom Ertrag beträgt 50 v. H. Für die Schätzung der Körperschaftsteuer 
ist von den gleichen Überlegungen wie bei der Schätzung der veranlagten 
Einkommensteuer ausgegangen worden. Allerdings entfallen bei der Körper- 
schaftsteuer die Progressionswirkungen. 

Die Höhe der Einnahmen aus den nicht veranlagten Steuern vom Ertrag wird 
weitgehend von der Kapitalertragsteuer bestimmt. 

— Als Bundesanteil an den Steuern vom Umsatz — Umsatzsteuer und Einfuhr- 
umsatzsteuer — sind ab 1976 zunächst 69 v. H. zugrunde gelegt worden. Da- 
von sind die Ergänzungszuweisungen an finanzschwache Länder in Höhe von 
1,5 v. H. des Aufkommens und der EG-Anteil an der Umsatzsteuer abgesetzt. 
Als Ausgleich für die Mehrbelastung des Bundes durch Übernahme des Kin- 
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dergeldes für die Angehörigen des öffentlichen Dienstes in Ländern und Ge- 
meinden sind ab 1977 jährlich 1,5 Mrd. DM beim Bund zugerechnet worden. 

Die Schätzüberlegungen gehen vom mittelfristig erwarteten Wachstum des 
Bruttosozialprodukts in jeweiligen Preisen unter Berücksichtigung der letzten 
inländischen Verwendung aus. Ab 1977 sind die höheren Umsatzsteuersätze 
zugrunde gelegt. 

— Bei den Tabaksteuer- und Branntweinsteuereinnahmen sind die von der Bun- 
desregierung zum 1. Januar 1977 vorgesehenen Steuererhöhungen berück- 
sichtigt. 

— Die Einnahmen aus der Mineralölsteuer werden wegen der besonderen 
Kostensituation bei den steuerpflichtigen Mineralölerzeugnissen nur noch mit 
einem gegenüber den Vorjahren abgeschwächten Wachstum zunehmen. Die 
Mehreinnahmen, die auf Grund der Kennzeichnung des leichten Heizöls ab 
1. April 1976 zu erwarten sind, sind berücksichtigt. 

4.3, Die von der Bundesregierung zur Verbesserung der Haushaltsstruktur und zur 
Verminderung der Kreditaufnahmen vorgesehenen Einnahmeverbesserungen 
(Abbau von Steuervergünstigungen und — stufenweise — des Aufwertungsaus- 
gleichs für die Landwirtschaft ab 1976 sowie Anhebung der Umsatz-, Tabak- und 
Branntweinsteuer ab 1977) führen insgesamt zu Steuermehreinnahmen von 

1976 1977 1978 1979 

— in Mrd. DM — 


0,5 9,0 11,1 12,4. 

4.4. Der Nettokreditbedarf des Bundes (vgl. Tabelle 1) wird 1976 etwa gleich hoch 
sein wie 1975. Das ist — wie bereits oben unter Nr. 1.6. dargelegt — gesamt- 
wirtschaftlich sinnvoll und kapitalmarktpolitisch durchaus vertretbar. Ab 1977 wird 
die Kreditaufnahme drastisch reduziert; sie wird 1977 nur noch etwas mehr als die 
Hälfte des Kreditbedarfs des Jahres 1976 betragen und bis 1979 nochmals hal- 
biert. Bei einer parallelen Entwicklung in den übrigen öffentlichen Haushalten 
wird mit diesei Konsolidierung der Finanzierungssalden erreicht, daß es nach 
einer Wiederbelebung der Wirtschaftstätigkeit in 1976 zu keiner für die Investi- 
tionen der Unternehmen und für das Preisniveau abträglichen Finanzierungs- 
konkurrenz zwischen öffentlicher Hand einerseits und privatem Sektor anderer- 
seits am Kapitalmarkt kommt. 

Die Ersparnisbildung der privaten Haushalte betrug 1974 92V2 Mrd. DM und 
wird für 1975 auf rd. 110 Mrd. DM geschätzt. Sie wird bei weiter steigenden 
Einkommen gegen Ende des Planungszeitraums rd. 125 bis 140 Mrd. DM aus- 
machen, wobei ein Rückgang der zur Zeit sehr hohen Sparquote unterstellt ist. 
Auch bei stark überproportionalen Zuwachsraten der Investitionen der Unter- 
nehmen und wieder sinkenden Selbstfinanzierungsquoten wird dieser Betrag in 
keinem Fall völlig von der Wirtschaft für ihre Fremdfinanzierung absorbiert 
werden. Deshalb kann der Staat auch in Zukunft in angemessener Höhe an der 
Kreditaufnahme teilhaben. Der mit den Beschlüssen der Bundesregierung vom 
27. /28. August und 10. September 1975 erreichte Abbau der Finanzierungsdefizite 
ist deshalb — ein entsprechendes Verhalten von Ländern und Gemeinden unter- 
stellt — notwendig, aber auch ausreichend. 


5. Das Investitionsprogramm des Bundes 1975 bis 1979 

5.1. Vorbemerkung 

Das Investitionsprogramm, das gemäß § 10 Stabilitätsgesetz in Verbindung 'mit 
§ 50 Abs. 5 Haushaltsgrundsätzegesetz jährlich aufzustellen ist, enthält eine 
nähere Darstellung der Investitionsvorhaben des Finanzplans. Es soll als Ent- 
scheidungshilfe für den Fall dienen, daß auf Grund der konjunkturellen Entwick- 
lung die im Finanzplan vorgesehenen Investitionen zeitlich und unter Berück- 
sichtigung sektoraler Besonderheiten zu variieren sind. Dabei darf das Investi- 
tionsprogramm nicht mit einem Konjunkturprogramm nach § 6 Stabilitätsgesetz 
verwechselt werden. 
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5.2. Das Volumen der Investitionsausgaben 

Die in der Untersuchung einbezogenen Ausgaben des Bundes umfassen l ) 

— die Sachinvestitionen für eigene Vorhaben des Bundes und 

— die Finanzierungshilfen für Investitionsvorhaben Dritter. 

Der Finanzplan des Bundes 1975 bis 1979 sieht im investiven Bereich folgende 
Ausgaben vor: 

1975 1976 1977 1978 1979 

Soll Entwurf — Finanzplan — 

— in Mrd. DM — 2 ) 


Gesamte Investitionsausgaben . . . 

. . . 26,09 

22,49 

22,2 

22,6 

23,0 

davon 

— Sachinvestitionen 

. . . 7,54 

7,02 

7,4 

7,6 

8,0 

— Finanzierungshilfen 

. .. 18,54 

15,48 

14,7 

15,0 

14,9 


Hinzu kommen die Investitionsausgaben auf Grund der Sonderprogramme vom 
September und Dezember des Jahres 1974 und des Programms zur Stärkung von 
Bau- und anderen Investitionen 1975 (vgl. Nr. 2.4.). Durch diese Sonderpro- 
gramme erhöhen sich die Ausgaben im investiven Bereich in den Jahren 

1975 1976 1977 


um rd. 1,2 2,4 0,6 Mrd. DM. 

Zusätzlich ergibt sich ein erhebliches Auftragsvolumen überwiegend für die 
Investitionsgüterindustrie und das Baugewerbe durch die Ausgaben für militä- 
rische Beschaffungen, Materialerhaltung, Wehrforschung und -entwicklung sowie 
militärische Anlagen. 

Die Ausgaben hierfür betragen: 

1975 1976 1977 1978 1979 

— in Mrd. DM — 


11,55 12,09 12,3 12,6 12,8. 

Grundsätzlich gehen von der Erstellung dieser militärischen Güter die gleichen 
ökonomischen Wirkungen aus, wie von den vorgesehenen Investitionsausgaben 
der öffentlichen Haushalte. Diese Ausgaben zählen jedoch nach der volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnung herkömmlicherweise nicht zu den Investitionen, 
sondern zum Staatsverbrauch. Sie sind deshalb in das o.g. Volumen nicht einbe- 
zogen worden. 

Am Gesamtvolumen der durch die Finanzierungshilfen geförderten Investitionen 
ist der Bund erfahrungsgemäß mit etwa einem Drittel beteiligt. Danach ergibt 
sich im Betrachtungszeitraum ein Volumen der eigenen Investitionen des Bundes 
sowie der von ihm geförderten Vorhaben anderer Investoren zwischen rd. 50 
bis über 60 Mrd. DM jährlich 3 ). 

Bei einem Vergleich der nominalen Größenordnungen der Investitionsausgaben 
des Jahres 1976 mit denen des Jahres 1975 müssen einige Sonderfaktoren berück- 
sichtigt werden: 

Zum einen ist in dem Betrag für 1975 der als Darlehen gewährte Teil der Liqui- 
ditätshilfe an die Bundesanstalt für Arbeit in Höhe von 2 450 Millionen DM 
enthalten. Ab 1976 werden nur noch Zuschüsse gewährt, die nicht zu den inve- 
stiven Ausgaben gerechnet werden. Außerdem ergeben sich für 1976 verminderte 
Ansätze bei den Wohnungsbauprämien wegen der Neuregelung der staatlichen 
Sparförderung im Rahmen der Steuerreform. 


0 Zur Abgrenzung im einzelnen vgl. Tabelle 5 

2 ) Differenzen durch Rundung 

3 ) Vom Bundesanteil am Bauinvestitionsprogramm 1975 ist zusätzlich ein unmittelbar 
ausgelöstes Auftragsvolumen von rd. 6 bis 7 Mrd. DM zu erwarten. 
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Die Betrachtung der Ausgaben des Bundes nach Volumen und Ausgabearten 
zeigt die grundgesetzliche Aufgabenverteilung zwischen den staatlichen Ebenen 
auf. Danach wird der Großteil der öffentlichen Investitionen von den Ländern 
und Gemeinden durchgeführt, während das Schwergewicht der Bundesausgaben 
auf den Gebieten der sozialen Sicherung und der Verteidigung liegt. 

Rund zwei Drittel der Investitionsausgaben des Bundes sind daher auch Finan- 
zierungshilfen, d. h. Darlehen, Zuweisungen und Zuschüsse etc. für Investitions- 
vorhaben Dritter; Sachinvestitionen fallen im wesentlichen nur im Verkehrs- 
bereich und bei den allgemeinen Diensten (Baumaßnahmen, Ausstattung und 
Ausrüstung der Dienststellen und Einrichtungen des Bundes; allgemeines Grund- 
vermögen) an. Dabei zeigt die Entwicklung des Verhältnisses der Sachinvesti- 
tionen zu den Finanzierungshilfen im Finanzplanungszeitraum eine Verschiebung 
zugunsten der Ausgaben für eigene Investitionsvorhaben des Bundes, deren An- 
teil an den gesamten Investitionsausgaben von rd. 29 v. H. in 1975 auf rd. 
35 v. H. in 1979 anwächst. 

Die Investitionsausgaben sind für sich gesehen kein brauchbarer Wertmesser 
für die staatliche Aufgabenerfüllung und auch nicht dafür, wie die Tätigkeit des 
Staates zum Wirtschaftswachstum beiträgt. 

Mit dem an der Erhöhung des Produktionsmittelbestandes und damit letztlich 
am Wirtschaftswachstum orientierten Investitionsbegriff werden wichtige staat- 
liche Aufgabenbereiche, wie etwa die Verbesserung der Lebensbedingungen oder 
die soziale Sicherung, nicht erfaßt. Außerdem sind investive und konsumtive 
Ausgaben weitgehend untrennbar miteinander verbunden und bedingen sich 
gegenseitig. Kosten im Personalbereich und beim Betrieb der Einrichtungen, also 
konsumtive Ausgaben, sind unumgängliche Voraussetzung für eine sinnvolle 
Nutzung von Infrastrukturinvestitionen bei der Erfüllung der staatlichen Auf- 
gaben, Es wäre unsachgemäß, etwa das Krankenhaus- und das Schulgebäude für 
die Wohlfahrt des Staates wichtiger als die Tätigkeit der Ärzte, Krankenschwe- 
stern und Lehrer einstufen zu wollen. 

5 . 3 . Eine Aufteilung der Investitionsausgaben 1 ) nach Ausgabearten (vgl. Tabelle 5) 
zeigt, daß rd. zwei Drittel der Sachinvestitionen Ausgaben im Bereich des Tief- 
baus sind, während rd. 11 v. ,H. auf den zivilen Hochbau und durchschnittlich 
14 v. H. für den Erwerb von beweglichen Sachen entfallen. 

Bei den Finanzierungshilfen für Investitionsvorhaben Dritter sind über die Hälfte 
der vorgesehenen Mittel für Empfänger im öffentlichen Bereich (im wesentlichen 
Gebietskörperschaften) vorgesehen, wobei die Mittel in der Regel als Zuwei- 
sungen gewährt werden. Nur rd. 10 v, H. dieser Ausgaben werden als Darlehen 
vergeben 2 ). 

Für Empfänger der sonstigen Bereiche verteilen sich die Mittel 1975 noch zu 
etwa gleichen Beträgen auf Darlehen und Zuschüsse — bei einem Ausgabeanteil 
von rd. 11 v, H. für Beteiligungen — , wobei sich im Finanzplanungszeitraum 
eine Umstrukturierung zugunsten der Zuschüsse abzeichnet, die 1979 einen An- 
teil von über 60 v. H. erreichen. Gleichzeitig gehen die darlehensweise vergebe- 
nen Finanzierungshilfen in diesem Sektor von rd. 43 v. H. in 1975 auf 34,5 v. H. 
in 1979 zurück. 

5.4. Eine Aufteilung der Sachinvestitionen nach Aufgabenbereichen (vgl. Tabelle 6) 
zeigt eine deutliche Schwerpunktbildung im Verkehrsbereich, und zwar beim 
Aus- und Neubau der Bundesfernstraßen. Auf den Verkehr entfallen mit rd. 5,7 
Mrd. DM in 1975 ansteigend auf rd. 6 Mrd. DM in 1979 über drei Viertel der 
Sachinvestitionen des Bundes. Von diesen Mitteln sind jährlich etwa 85 v. H. als 


*) Von den entsprechenden Ausgaben im militärischen Bereich entfallen über die Hälfte 
auf Beschaffungen und rd. ein Viertel auf die Kosten der Materialerhaltung. Der Rest 
verteilt sich zu etwa gleichen Teilen auf die Ausgaben für Wehrforschung und -ent- 
wicklung sowie für militärische Anlagen. Der Anteil der Beschaffungsausgaben an 
den gesamten Ausgaben für verteidigungsinvestive Zwecke steigt im Finanzplanungs- 
zeitraum um rd. 6 v. H. 

2 ) Das hierzu abweichende Verhältnis für das Jahr 1975 beruht auf den unter Nr. 5.2. 
genannten Gründen (Darlehen als Teil der Liquiditätshilfe an die Bundesanstalt für 
Arbeit). 
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Ausgaben für die Bundesfernstraßen und rd. 10 v. H. für den Ausbau der Bundes- 
wasserstraßen vorgesehen. 

Den zweiten Schwerpunkt bilden die allgemeinen Dienste mit jährlich rd. 800 bis 
über 900 Millionen DM. Die vorgesehenen Mittel sind im wesentlichen 'für Bau- 
maßnahmen, Ausstattung und Ausrüstung der Dienststellen und Einrichtungen 
des Bundes sowie für Maßnahmen im Bereich des allgemeinen Grundvermögens 
bestimmt. 

Im Vergleich zu den Sachinvestitionen sind die Finanzierungshilfen auf die Auf- 
gabenbereiche breiter gestreut (vgl. Tabelle 7). 

Der Schwerpunkt im Bereich Bildung, Wissenschaft und Forschung liegt bei der 
Gemeinschaftsaufgabe „Aus- und Neubau von Hochschulen", an der sich der 
Bund zu 50 v. H. nach Maßgabe des Rahmenplans für die Gemeinschaftsaufgabe 
mit Finanzierungshilfen an die Länder beteiligt. Daneben fördert der Bund mit 
jährlich rd. 600 Millionen DM insbesondere die technologische Forschung und 
Entwicklung, die Kernforschung, die Weltraumforschung und die Datenver- 
arbeitung. 

Auch im Verkehrsbereich werden, neben den eigenen Sachinvestitionen des Bun- 
des bei den Bundesfern- und Wasserstraßen, zahlreiche Vorhaben durch Finan- 
zierungshilfen gefördert. Von den in diesem Bereich vorgesehenen Mitteln ent- 
fällt der weitaus überwiegende Teil auf Maßnahmen für die Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse in den Gemeinden, d. h. kommunaler Straßenbau und 
öffentlicher Personennahverkehr (jährlich zwischen 2,2 Mrd. DM bis 2,5 Mrd. DM). 
Weitere Schwerpunkte sind die Investitionszuschüsse an die Deutsche Bundes- 
bahn, die von 560 Millionen DM in 1975 auf 1,6 Mrd. DM in 1979 ansteigen 
(davon allgemeine Investitionszuschüsse von jährlich 500 Millionen DM und Zu- 
schüsse zum Ausbauinvestitionsprogramm in Höhe von 60 Millionen DM in 1975 
ansteigend auf 1 100 Millionen DM in 1979). 

Daneben sind für den Ausbau der Wasserstraßen und Häfen jährlich zwischen 
knapp 200 bis gut 300 Millionen DM vorgesehen, die Finanzierungshilfen für 
Flughäfen, Flugsicherung, Wetterdienst etc. steigen von rd. 170 Millionen DM 
auf über 200 Millionen DM. 

Insgesamt betragen die Finanzierungshilfen des Bundes für den Verkehrsbereich 
jährlich gut 3,3 Mrd. DM bis über 4,7 Mrd. DM. 

Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes" fördert der Bund im Landwirtschaftsbereich insbesondere 
Investitionsmaßnahmen der Flurbereinigung, des Wirtschaftswegebaus, der Ver- 
besserung der Marktstruktur, der ländlichen Siedlung sowie der Fischerei. Wei- 
terhin zählen hierzu die Mittel für wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische 
Maßnahmen sowie der Küstenschutz. 

In der Strukturpolitik wirkt der Bund bei der Förderung von Gebieten mit, 
deren Wirtschaftskraft erheblich unter dem Bundesdurchschnitt liegt oder die be- 
sonders von einem Strukturwandel betroffen sind. Hierfür sind, insbesondere 
über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk- 
tur" Finanzierungshilfen in Höhe von rd. 400 Millionen DM geplant. 

Daneben liegt angesichts der tiefgreifenden Veränderungen an den Weltenergie- 
märkten ein weiterer Schwerpunkt auf dem Gebiet der Energiepolitik. Für die 
Gewährleistung einer sicheren und ausreichenden Energieversorgung sieht der 
Bund bis einschließlich 1979 Finanzierungshilfen in Höhe von insgesamt rd. 
3,6 Mrd. DM vor. 

Für den Wohnungsbau stellt der Bund bis einschließlich 1979 Finanzierungshilfen 
in Höhe von über 5 Mrd. DM zur Verfügung. Diese Mittel werden ausschließlich 
als Darlehen *) vergeben, und im Rahmen des langfristigen Wohnungsbaupro- 
gramms, des sonstigen sozialen Wohnungsbaus, des Aussiedlerwohnungsbaus 
und der Wohnungsfürsorge für Bundesbedienstete (einschließlich Bundeswehr) 
eingesetzt. 


0 Die daneben gewährten Zuschüsse sind Schuldendiensthilfen, die nicht in die Betrach- 
tung mit einbezogen worden sind. 
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Auf dem Gebiet der städtebaulichen Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahinen 
beteiligt sich der Bund mit einem Drittel an den förderungsfähigen Kosten, Die 
Finanzierungshilfen werden den Ländern teils als Darlehen, teils als Zuweisun- 
gen zur Verfügung gestellt. 

Im Gesundheitswesen dienen die Finanzierungshilfen hauptsächlich der Kran- 
kenhausfinanzierung. Die bisher nach dem Krankenhausfinanzierungsgesetz nicht 
begrenzte Drittelbeteiligung des Bundes an den Investitionskosten von Kranken- 
häusern soll nunmehr, wie die Mittelansätze für Neubaumaßnahmen, nach dem 
Gesetzentwurf zur Verbesserung der Haushaltsstruktur betragsmäßig festgelegt 
werden. Insgesamt ist in diesem Bereich bis 1979 ein Volumen von über 5 Mrd. 
DM veranschlagt. 

Im Bereich der Entwicklungshilfe steigt der Anteil der Ausgaben an den gesam- 
ten Finanzierungshilfen des Bundes von rd. 12 v. H. im Jahre 1976 auf fast 
16 v. H. im Jahre 1979 an. Ein Teil der Ausgaben hat auch binnenwirtschaftliche 
Bedeutung, da sie direkt oder über internationale Ausschreibungen wieder an 
die deutsche Wirtschaft — insbesondere an die deutsche Investitionsgüter- 
industrie — zurückfließen. 

5.5. Die Erfahrungen bei der Aufstellung der Sonderprogramme im Jahre 1974 und 
bei der Vorbereitung des Programms vom August 1975 haben gezeigt, daß ein 
kurzfristiges Vorziehen von im Finanzplan vorgesehenen Investitionsvorhaben 
— insbesondere von Hochbaumaßnahmen im zivilen Bereich — in vielen Fällen 
auf Schwierigkeiten stieß, weil die Bauunterlagen den hierfür notwendigen 
Planungsstand noch nicht aufwiesen. In Zukunft wird daher jeweils nach Vor- 
liegen des Beschlusses der Bundesregierung über den Finanzplan eine systema- 
tische Planungsfortschreibung durch den Bundesminister für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau vorgenommen, um bei eigenen Investitionsvorhaben des 
Bundes — entsprechend der Planungssteuerung durch die Investkartei im Bereich 
der militärischen Baumaßnahmen — auch im zivilen Hochbaubereich für einen 
ausreichenden Bestand an vergabereifen Projekten Vorsorge zu treffen. 
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Tabelle 1 

Stand: 10. September 1975 


Finanzplan 1975 bis 1979 
Gesamtübersicht 



Soll 

1975 *) 2 ) 

— 

Haush.- 
Entwurf 
1976 2 ) 

Finanzplan 

1977 

1978 

1979 

— - in Milliarden DM 3 ) — 

I. Ausgaben 






1. Gesamtausgaben 

1 61 r 46 

168,09 

173,2 

185,3 

195,2 

2. Steigerungsraten in v. H. . 

16,6 4 ) 

4,1 

3,0 

7,0 

5,4 

II. Einnahmen 






1. Steuereinnahmen 

117,00 

125,50 

147,1 

162,8 

178,7 

2. Verwaltungseinnahmen 

3,60 

3,71 

4,1 

4,7 

5,2 

3. Entnahmen aus Rücklagen 

2,35 

— 

— 

— 

— 

4. Münzeinnahmen 

0,60 

0,30 

0,2 

0,2 

0,2 

5. Nettokreditaufnahme 

37,91 

38,58 

21,8 

17,6 

11,1 

6. Gesamteinnahmen 

161,46 

168,09 

173,2 

185,3 

195,2 


0 Einschließlich Nachtragshaushalt 

2 ) Ohne Berücksichtigung der Sonderprogramme; nach dem mutmaßlichen Mittelabfluß aus den Sonderprogrammen 
vom September und Dezember 1974 sowie August 1975 ist mit zusätzlichen Ausgaben in Höhe von 
1975 1976 1977 

— in Mrd. DM — 

rd. 2^0 2/7 0^8 

unter gleichzeitiger Erhöhung der Finanzierungsdefizite (davon 4,85 Mrd. DM Entnahme aus Rücklagen und 0,65 
Mrd. DM Nettokreditaufnahme) zu rechnen. 
s ) Differenzen durch Rundung 

4 ) Gegenüber Ist-Ergebnis 1974 in Höhe von 138,48 Mrd. DM (methodisch umgerechnet wegen Neuregelung des 
Familienlastenausgleichs ab 1975) 


Nachrichtlich: 

Eigene Einnahmen und Ausgaben der Europäischen Gemeinschaften (EG) r 
soweit sie die Anlagen E zum Bundeshaushalt berühren 



1975 

1976 | 1977 | 1978 

— in Milliarden DM *) — • 

1979 

I. Eigene Einnahmen der EG 

6,5 

7,2 

7,8 

8,5 

9,1 

1. Zölle 

3,1 

3,0 

2,9 

3,1 

3,2 

2. Agrarabschöpfungen 

0,4 

0,4 

0,4 

0,4 

0,4 

3. Anteil an der Mehrwertsteuer 

3,0 

3,7 

4,5 

5,0 

5,5 

II. EG-Marktordnungsausgaben und Ausgaben der 






EG für Nahrungsmittelhilfen 

2,3 

2,9 

2,8 

2,8 

2,8 


*) Differenzen durch Rundung 
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Tabelle 2 
Stand: 10. September 1975 


Kreditfinanzierungsübersicht 




— Finanzplan 

— 



Soll 

1975 

Haush.- 

Entwurf 

1976 

1977 

1978 

1979 



— in Milliarden DM — 


I. Bruttokreditaufnahme 






1. Anschlußfinanzierung 

6 f 80 

19,58 

17,5 

20,8 

23,0 

2. neu 

37,91 

38,58 

21,8 

17,6 

11,1 

insgesamt . . . 

44,71 | 

58,16 

39,3 

38,4 

34,1 

II. Tilgungen 






1. längerfristige Kredite 

5,67 

11,04 

13,0 

15,8 

17,0 

2. kürzerfristige Kredite 

1,13 

8,54 

4,5 

5,0 

6,0 

III. Nettokreditaufnahme 

37,91 

38,58 

21,8 

17,6 

n,i 
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Tabelle 3 
Stand: 10. September 1975 


Ausgabebedarf nach Aufgabenbereichen 


Die Abgrenzung und Gliederung der einzelnen Auf- 
gabengebiete entspricht weitgehend, jedoch nicht in 
allen Einzelheiten, dem Funktionenplan zum Bundes- 
haushalt. Für die Zwecke des Finanzplans wurden 
die Aufgabenbereiche teils in anderer Zuordnung 
(z. B. wird die Deutsche Bundesbahn nicht den Wirt- 
schaftsunternehmen, sondern dem Verkehrsbereich 
zugeordnet), teils in tieferer Aufgliederung (z. B. 
„Leistungen des Bundes für Berlin") sowie in ande- 
rer Reihenfolge (z. B. trägt die Hauptfunktion „So- 
ziale Sicherung" im Funktionenplan die Ziffer 2) 
dargestellt, um das Zahlenmaterial zum Finanzplan 
aussagefähiger und transparenter zu machen. 


Der Funktionenplan ist in Abstimmung mit den 
Bundesländern in Teilbereichen neu gefaßt worden. 
Die Neufassung soll erstmals bei der Aufstellung 
der Haushaltspläne für das Haushaltsjahr 1976 und 
der Finanzpläne 1975 bis 1979 berücksichtigt wei- 
den. Wesentliche Änderungen für die Aufgliede- 
rung der nachfolgenden Übersicht haben sich dar- 
aus nicht ergeben. 

Beim Vergleich der Ausgabenplafonds der Einzel- 
pläne mit gleichlautenden Textziffern (Tz.) der Ta- 
belle 3 ist zu berücksichtigen, daß ein Teil der in 
den Einzelplänen veranschlagten Mittel bei einer 
funktionalen Aufgliederung der Ausgaben anderen 
Aufgabenbereichen zuzuordnen ist. 


Aufgabenbereiche 


— Finanzplan - — 


Soll 

1975 

Entwurf 

1976 

1977 

1978 


1979 


— in Millionen DM — 


1.01 Rentenversicherungen der Arbeiter und An- 
gestellten, Knappschaftliche Rentenversiche- 
rung 


16 757,3 


21 644,4 


24 180 27 100 29 470 


Zuschüsse des Bundes an die Rentenversiche- 
rungen der Arbeiter und Angestellten; Bun- 
deszuschuß zur Deckung des Defizits der 
knappschaftlichen Rentenversicherung. 


1.02 Landwirtschaftliche Sozialpolitik 


2 538,5 


2 693,7 


Altershilfe für Landwirte; Landabgaberente; 
Alterssicherung bei Landabgabe; Bundeszu- 
schüsse zur Krankenversicherung der Land- 
wirte; Freiwillige Leistungen des Bundes zur 
landwirtschaftlichen Unfallversicherung; Zu- 
schüsse zur Zusatzaltersversorgung von ehe- 
maligen land- und forstwirtschaftlichen Ar- 
beitnehmern. 


2 965 3 295 3 620 


1.03 Kindergeld 


13 150,0 


13 000,0 


14 300 14 300 14 300 


Die Kindergeldsätze betragen nach der Re- 
form des Familienlastenausgleichs ab 1. Ja- 
nuar 1975 50 DM für das erste, 70 DM für das 
zweite und 120 DM für das dritte und jedes 
weitere Kind. 


1.04 Wohngeld 

Das Wohngeld wird von den Ländern gezahlt; 
die Aufwendungen hierfür werden ihnen vom 
Bund zur Hälfte erstattet. 


840,0 


800,0 


755 730 690 
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noch Tabelle 3 


noch Ausyabebedarf nach Aufgabenbereichen 


Aufgabenbereiche 


— Finanzplan — 


Soll 

1975 

Entwurf 

1976 

1977 

1978 


1979 


in Millionen DM — 


1.05 Kriegsopferversorgung, Kriegsopferfürsorge 


10 757,7 


11 183,8 


12 140 


13 185 


14 210 


Kriegsopferrenten und sonstige Geldleistun- 
gen (z. B. Pflegezulage, Blindenzulage) auf 
Grund des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) 
und der Gesetze, die das BVG für anwendbar 
erklären (z. B. Soldatenversorgungsgesetz, 
Häftlingshilfegesetz, Unterhaltsbeihilfege- 
setz). 

Kriegsopferfürsorge (Berufsfürsorge, Erzie- 
hungsbeihilfen, ergänzende Hilfen zum Le- 
bensunterhalt, Erholungsfürsorge und sonsti- 
ge Hilfen) sowie Heil- und Krankenbehand- 
lung. 


1.06 Wiedergutmachung und Rückerstattung 

Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts: Der Bund trägt 50 v. H. (in Berlin 
60 v. H.) der von den Ländern zu leisten- 
den Entschädigungsaufwendungen. Außerdem 
zahlt er Entschädigungen für Menschenver- 
suchsopfer und Nationalitätsgeschädigte und 
erbringt Leistungen zur Milderung von Här- 
ten. 

Rückerstattung: Gesetzliche Verpflichtung des 
Bundes zur Rückerstattung oder zum Scha- 
denersatz für feststellbare Vermögensgegen- 
stände, die Verfolgten des NS-Regimes wäh- 
rend der Gewaltherrschaft entzogen worden 
sind. 


1 346,1 


1 455 1 415 1 480 


1.07 Arbeitsmarktpolitik und Arbeitsschutz 


8 826,9 


Liquiditätshilfe an die Bundesanstalt für Ar- 
beit, originäre Arbeitslosenhilfe, Förderung 
von Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung, An- 
passungsgeld für Arbeitnehmer des Stein- 
kohlenbergbaus, Förderung der Arbeitsauf- 
nahme in Berlin, berufliche Rehabilitation, 
Eingliederungsmaßnahmen für ausländische 
Arbeitnehmer, Bundesanstalt für Arbeits- 
schutz und Unfallforschung. 


6 607,9 


840 680 630 


1.08 Sparprämien und Wohnungsbauprämien 


3 260,0 


Die Aufwendungen für die Sparprämien trägt 
der Bund, die Aufwendungen für die Woh- 
nungsbauprämien tragen Bund und Länder je 
zur Hälfte. 


4 200,0 


4 530 2 705 1 995 
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noch Ausgabebedarf nach Aufgabenbereichen 

noch 

Tabelle 3 



— Finanzplan 

— 


Aufgabenbereiche 

Soll 

1975 

Entwurf 

1976 

1977 

1978 

1979 



— in Millionen DM — 


1.09 Sonstige Maßnahmen im Sozialbereich 

Förderung der Jugendhilfe und der Freien 
Wohlfahrtspflege, Maßnahmen für Behinderte 
und die ältere Generation, Zuschüsse zur ge- 
setzlichen Unfallversicherung, Zuschüsse an 
die Träger der Krankenversicherung der 
Studenten, Mutterschutz, Lastenausgleich, so- 
ziale Kriegsfolgelasten u. a. m. 

1 940,4 

1 967,0 

2 080 

2 060 

2 090 

2.01 Verteidigung 

Ausgaben für Personal; Unterhaltssicherung; 
Anlagen; Beschaffung; Materialerhaltung; 
Betriebskosten; Entwicklung, Erprobung und 
Wehrforschung; Bundeswehrverwaltung so- 
wie Zivilpersonal bei den Kommandobehör- 
den und Truppen. 

30 958,7 

31 781,7 

32 840 

34 240 

35 525 

2.02 Verteidigungslasten im Zusammenhang mit 
dem Aufenthalt ausländischer Streitkräfte im 
Bundesgebiet und in Berlin 

Verteidigungsfolgekosten, die in unmittelba- 
rem Zusammenhang mit dem Aufenthalt aus- 
ländischer Streitkräfte im Bundesgebiet ent- 
stehen. 

Besatzungskosten und Auftragsausgaben so- 
wie Besatzungsfolgekosten für die in Berlin 
stationierten ausländischen Streitkräfte. 

946,3 

936,3 

955 

975 

985 

2.03 Zivile Verteidigung 

Aufwendungen für die zivile Verteidigung 
auf der Grundlage der Zivilschutz- und Not- 
standsgesetze (Warn- und Alarmdienst, Ka- 
tastrophenschutz, Schutzraumbau, Maßnah- 
men zur Sicherstellung der Wasser- und Ener- 
gieversorgung sowie des Verkehrs- und 
Nachrichtenwesens u. a. m.). 

564,5 

526,3 

525 

535 

550 

3.01 Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" 

Vorplanung, Flurbereinigung, Einzelbetrieb- 
liche Maßnahmen und ländliche Siedlung, Ra- 
tionalisierungsmaßnahmen im Erzeugungs- 
bereich, Verbesserung der Marktstruktur, 
wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische 
Maßnahmen, Küstenschutz, EG-Bergbauern- 
programm. 

1 372,0 

1 345,0 

1 210 

1 210 

1 210 
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noch Ausgabebedarf nach Aufgabenbereichen 


Aufgabenbereiche 


Finanzplan ■ 


Soll 

1975 

Entwurf 

1976 

1977 

1978 


1979 


— in Millionen DM — 


3.02 Sonstige Maßnahmen im Bereich der Land- 
wirtschaft 

Gasölverbilligung, Verwaltungskosten der 
Einfuhr- und Vorratsstellen sowie Zuschüsse 
zu den Kosten der Bevorratung, Frachthilfe 
für Getreide (nur bis 1976), Förderung der 
Hochsee- und Küstenfischerei, Fischereischutz, 
Abwicklung alter Verpflichtungen, u. a, des 
Rückvergütungsverfahrens des Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds. 

4.01 Regionale Förderungsmaßnahmen 

Insbesondere Maßnahmen im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur", Frachthilfen, 
Förderungsmaßnahmen im Zonenrandgebiet, 
Sonderzuweisungen an das Saarland für 
Strukturmaßnahmen u. a. m. 

4.02 Energiebereich 

Maßnahmen zur Sicherung der deutschen 
Energieversorgung, Rohölbevorratung, Koh- 
lehilfen, Reaktorentwicklung und -Sicherheit, 
Sicherung der Uranversorgung und sonstige 
Maßnahmen im Bereich der Kerntechnik. 

4.03 Sonstige Maßnahmen zur Wirtschafts- 
förderung 

Insbesondere Finanzhilfen zur Entwicklung 
und zum Bau moderner Zivilflugzeuge; Zu- 
schüsse an Werften zur Förderung des Schiffs- 
exports ; Inanspruchnahme aus Bürgschaften, 
die der Bund für Ausfuhraufträge und für 
private Entwicklungshilfe der deutschen 
Wirtschaft übernommen hat; Sicherung der 
Versorgung mit mineralischen Rohstoffen. 

5.01 Bundesautobahnen und Bundesstraßen, Ver- 
besserung der Verkehrsverhältnisse in den 
Gemeinden 

Aus- und Neubau, Unterhaltung und Instand- 
setzung der Bundesfernstraßen; Zuschüsse an 
fremde Baulastträger für den Ausbau von 
Ortsdurchfahrten und Zubringerstraßen; Kom- 
munaler Straßenbau; Verkehrswege des öf- 
fentlichen Personennahverkehrs (Straßenbah- 
nen, Hoch- und Untergrundbahnen usw.) ein- 
schließlich der Deutschen Bundesbahn in 
Verdichtungsräumen; Betriebsbeihilfe zur 
Verbilligung von Gasöl im öffentlichen Per- 
sonennahverkehr u. a. m. 


1 589,5 


532,4 


2 521,8 


725,2 


1 232,1 


565,9 


2 027 r 0 


1 165 


1 125 


1 085 


530 


455 


455 


2 050 


2 250 


2 005 


794,9 


8 139,0 


8 295,9 


900 


960 


1 015 


8 305 


8 555 


8 790 
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noch Ausgabebedarf nach Aufgabenbereichen 

| — Finanzplan — 



Aufgabenbereiche 

Soll 

1975 

Entwurf 

1976 

1977 

1978 

1979 




— in Millionen DM 

— 


5.02 

Deutsche Bundesbahn 

9 023,6 

9 138,4 

9 895 

11 010 

11 390 


Zuweisungen an die Deutsche Bundesbahn 
einschließlich Zuschüsse zum Ausgleich be- 
triebsfremder Lasten und strukturell beding- 
ter überhöhter Versorgungslasten, Investi- 
tionszuschüsse zur Kapitalaufstockung und 
für Neubaustrecken, Kapitaldienst für Bun- 
desbahnanleihen. Betriebsbeihilfe zur Ver- 
billigung von Gasöl beim Betrieb schienen- 
gebundener Fahrzeuge. 






5.03 

Wasserstraßen und Häfen, Förderung der 
Schiffahrt 

1 477,8 

1 520,2 

1 575 

1 645 

1 700 


Aus-, Neubau und Unterhaltung der Was- 
serstraßen, Neubauhilfen für Handelsschiffe. 






5.04 

Luftfahrt 

616,0 

599,0 

735 

755 

760 


Darlehen, Investitionszuschüsse und Beteili- 
gungen an Fiughafengeselischaften zur For- 
derung des Ausbaus von Flughäfen; Beteili- 
gungen am Grundkapital der Deutschen Luft- 
hansa AG; Flugsicherung; Förderung des 
Luftreiseverkehrs mit Berlin. 






5.05 

Sonstige Maßnahmen im Bereich des Ver- 
kehrs- und Nachrichtenwesens 

765,2 

752,1 

800 

795 

775 


Bundesanstalt für Straßenwesen; Kraftfahrt- 
bundesamt; Wetterdienst; Deutsche Welle 
und Deutschlandfunk; Jahrespauschale an die 
DDR zur Abgeltung von Gebühren im Tran- 
sitverkehr nach Berlin; Erstattungen im Rei- 
severkehr mit der DDR. 






6.01 

Gemeinschaftsaufgabe „Aus- und Neubau 
von Hochschulen 11 

1 400,0 

1 100,0 

990 

990 

990 

6.02 

Ausbildungsförderung, Förderung des wissen- 
schaftlichen Nachwuchses 

2 210,2 

1 985,6 

2 055 

2 205 

2 255 


Ausbildungshilfen nach dem Bundesausbil- 
dungsförderungsgesetz (die Leistungen wer- 
den zu 65 v. H. vom Bund getragen) ; Stu- 
dien-, Promotions- und Graduiertenförderung 
u. a. m. 
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noch Ausgabebedarf nach Aufgabenbereichen 


Aufgabenbereiche 


— Finanzplan — 


Soll 

1975 

Entwurf 

1976 

1977 

1978 


1979 


- — in Millionen DM 


6.03 Berufliche Bildung 

Versuchs- und Modelleinrichtungen, Förde- 
rung überbetrieblicher beruflicher Ausbil- 
dungsstätten, Bundesinstitut für Berufsbil- 
dungsforschung. 


142,5 


150,6 


175 200 225 


6.04 Sonstiges im Bereich des Bildungswesens, 
kulturelle Angelegenheiten 

Insbesondere Versuchs- und Modelleinrich- 
tungen sowie Forschung im Bereich des Bil- 
dungswesens f Maßnahmen auf dem Gebiet 
der Weiterbildung; Modellversuche im ter- 
tiären Bereich; Fernstudium; Studentenwohn- 
raumförderung; politische Bildung; kulturelle 
Maßnahmen. 


395,8 


369,8 


370 385 390 


6.05 Forschung außerhalb der Hochschulen 


4 232,3 


4 228,8 


4 405 4 695 4 920 


Kernforschung; Weltraumforschung; Daten- 
verarbeitung; technologische Forschung und 
Entwicklung; Forschung in den Bereichen 
Energie, Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft, 
Gesundheit, Bauwesen, Raum- und Städte- 
planung u. a. m. 


7.01 Gesundheitswesen, Sport und Erholung, Um- 
weltschutz 


1 460,1 


1 486,1 


1 410 1 470 1 390 


Krankenhausfinanzierung, gesundheitliche 
Aufklärung der Bevölkerung, Maßnahmen 
gegen den Drogen- und Rauschmittelmiß- 
brauch, Förderung überregionaler Einrich- 
tungen der medizinischen Prävention und 
Rehabilitation, Beitrag zur Weltgesundheits- 
organisation u. a. m. 

Zentrale Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Sports, Bundesinstitut für Sportwissenschaft, 
Spitzenfinanzierung des Baues von Turn- und 
Sportstätten. 

Forschungs- und Entwicklungsvorhaben auf 
den Gebieten der Reinhaltung der Luft, der 
Lärmbekämpfung, der Wasser- und Abfall- 
wirtschaft; Maßnahmen zur Rhein- und Boden- 
seesanierung; Umweltbundesamt. 
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noch Ausgabebedarf nach Aufgabenbereichen 




— 

-inanzplan 

— 


Aufgabenbereiche 

Soll 

1975 

Entwurf 

1976 

1977 

1978 

1979 



— in Millionen DM — 


7.02 Innere Sicherheit, Rechtsschutz 

Bundesgrenzschutz, Bundeskriminalamt, Be- 
schaffungen für die Bereitschaftspolizeien der 
Länder, Bundesverfassungsgericht, oberste 
Gerichtshöfe des Bundes. 

1 143,9 

1 151,1 

1 175 

1 225 

1 255 

7.03 Wohnungsbau, Städtebau 

Langfristiges Wohnungsbauprogramm, son- 
stiger sozialer Wohnungsbau, Flüchtlings- 
wohnungsbau, Wohnungsfürsorge für Ver- 
waltungsangehörige des Bundes einschließ- 
lich Bundeswehr u. a. m. 

Darlehen und Zuschüsse für städtebauliche 
Sanierungs- und Entwicklungsvorhaben; Stu- 
dien- und Modellvorhaben für die Sanierung, 
Erneuerung und Entwicklung von Städten und 
Dörfern. 

1 661,2 

1 664,2 

1 655 

1 540 

1 480 

7.04 Entwicklungshilfe 

3 505,2 

2 960,0 

3 115 

3 345 

3 505 

7.05 Sonstige Bereiche 

darunter 

26 644,3 

30 035,3 

33 065 

39 245 

44 085 

Leistungen des Bundes für Berlin 

5 880,0 

! 6 350,0 

6 890 

1 415 

8 110 

Schuldendienst 

6 141,0 

9 301,2 

11 165 

13 640 

15 105 

Versorgung 

1 230,4 

1231,3 

1345 

1 310 

1395 

Globale Mehr-/ Minderausgabe 

- 120,0 

- 800,0 

~1 800 

515 

2 200 
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Tabelle 4 

Stand: 10. September 1975 


Ausgabebedarf nach Ausgabearten 


Ausgabearten 

Soll 

1975 

— I 

Entwurf 

1976 

hnanzplan 

1977 

1978 

1979 

— in Milliarden DM A ) — 

I. Laufende Rechnung 






1. Personalausgaben 

25,70 

26,11 

27,8 

29,4 

31,1 

1 1 Aktivitätsbezüge 

19,66 

19,89 

21,2 

22,5 

23,8 

12 Versorgung 

6,05 

6,21 

6,6 

6,9 

7,2 

2. Laufender Sachaufwand 

22,35 

23,25 

24,0 

25,0 

25,9 

21 Unterhaltung des unbeweglichen Vermö- 






gens 

1,28 

1,39 

1,5 

1,6 

1,7 

22 Militärische Beschaffungen, Anlagen usw. 

11,55 

12,09 

12,3 

12,6 

12,8 

23 Sonstiger laufender Sachaufwand 

9,53 

9,77 

10,2 

10,8 

11,4 

3. Zinsausgaben 

6,26 

8,96 

11,6 

13,4 

14,9 

31 An Sozialversicherung 

0,29 

0,38 

0,4 

0,4 

0,4 

32 An Sonstige 

5,97 

8,57 

11,1 

13,0 

14,5 

4. Laufende Zuweisungen und Zuschüsse 

78,82 

84,11 

84,9 

90,6 

95,5 

41 An Verwaltungen 

15,32 

15,37 

16,3 

17,3 

18,5 

Länder 

13,23 

13,34 

14,1 

15,0 

16,0 

Gemeinden 

1,71 

1,67 

1,8 

2,0 

2,2 

LAF 

0,35 

0,34 

0,3 

0,3 

0,3 

ERP 

0,02 

0,02 

0,0 

0,0 

0,0 

Zweckverbände 

0,01 

0,01 

j 

0,0 

0,0 

0,0 

42 An andere Bereiche 

63,51 

68,73 

68,6 

73,3 

77,0 

an Unternehmen 

9,19 

8,52 

9,0 

9,5 

9,5 

an öffentliche Unternehmen, soweit nicht 






durch den laufenden Betrieb bedingt .... 

1,96 

2,28 

2,5 

2,7 

2,8 

Renten, Unterstützungen u. ä 

22,74 

23,07 

25,1 

25,9 

26,7 

Sozialversicherung 

25,81 

31,16 

28,4 

31,5 

34,3 

an private Institutionen ohne Erwerbs- 






charakter 

0,49 

0,51 

0,5 

0,5 

0,5 

an Ausland 

3,32 

3,20 

3,2 

3,2 

3,2 

Ausgaben der laufenden Rechnung 

133,13 

142,42 

148,2 

158,5 

167,4 


9 Differenzen durch Rundung 
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noch Tabelle 4 


noch Ausgabebedarf nach Ausgabearten 




— Finanzplan 

— 


Ausgabearten 

Soll 

1975 

Entwurf 

1976 

1977 

1978 

1979 



— in Milliarden DM *) — 


II. Kapitalrechnung 






1. Sachinvestitionen 2 ) 

7,54 

7,02 

7,4 

7,6 

8,0 

11 Baumaßnahmen 

5,72 

5,35 

5,7 

6,0 

6,2 

12 Erwerb von beweglichen Sachen 

1,13 

0,97 

Irl 

uo 

1,2 

13 Grunderwerb 

0,70 

0,69 

0,7 

0,6 

0,6 

2. Vermögensübertragungen 

14,34 

15,61 

15,4 

14,8 

13,9 

21 Zuweisungen und Zuschüsse für Investi- 






tionen 2 ) 

11,38 

11,63 

10,8 

11,1 

11,3 

211 An Verwaltungen 

8,29 

7,91 

7,0 

6,8 

6,7 

Länder 

7,93 

7,50 

6,6 

6,4 

6,3 

Gemeinden 

0,36 

0,40 

0,4 

0,4 

0,4 

212 An andere Bereiche 

3,10 

3,72 

3,8 

4,3 

4,6 

Inland 

2,78 

3,39 

3,4 

3,8 

4,0 

Ausland 

0,32 

0,33 

0,4 

0,5 

0,6 

22 Sonstige Vermögensübertragungen 

2,96 

3,98 

4,6 

3,6 

2,6 

221 An Verwaltungen (Länder) 

0,25 

0,27 

0,3 

0,3 

0,3 

222 An andere Bereiche 

2,71 

3,71 

4,3 

3,4 

2,3 

Unternehmen — Inland - 

0,72 

0,54 

0,5 

1,4 

1,0 

Sonstige — Inland — 

1,94 

3,17 

3,8 

2,0 

1,3 

Ausland 

0,05 

— 

— 

— 

— 

3. Darlehensgewährung, Erwerb von Beteili- 






gungen 2 ) 

7,16 

3,85 

3,9 

3,8 

3,5 

31 Darlehensgewährung 

6,38 

3,52 

3,6 

3,6 

3,4 

311 An Verwaltungen 

0,94 

0,90 

0,9 

0,9 

0,8 

Länder 

0,92 

0,89 

0,8 

0,9 

0,8 

Gemeinden 

0,02 

0,02 

0,0 

0,0 

0,0 

312 An andere Bereiche 3 ) 

5,44 

2,61 

2,8 

2,7 

2,6 

Inland 

3,86 

1,12 

1,2 

1,0 

0,8 

Ausland 

1,58 

1,49 

1,6 

1,7 

1,8 

32 Erwerb von Beteiligungen, Kapitalein- 






lagen 

0,78 

0,34 

0,3 

0,2 

0,2 

Inland 

0,27 

0,22 

0,2 

0,1 

0,2 

Ausland 

0,51 

0,11 

0,1 

0,1 

0,0 

4. Inanspruchnahme aus Gewährleistungen .... 

— 

— 

0,1 

0,1 

0,1 

Summe Ausgaben der Kapitalrechnung | 

29,05 | 

26,47 | 

26,8 

26 r 3 

25 r 6 

III. Globalansätze | 

-0,72 | 

-0,80 | 

-1,8 

0,6 

2,2 

IV. Ausgaben zusammen | 

161,46 | 

168,09 | 

173,2 

185,3 

195,2 


! ) Differenzen durch Rundung 

2 ) Aufgrund der Sonderprogramme vom September und Dezember des Jahres 1974 sowie des Programms zur Stärkung 
von Bau- und anderen Investitionen 1975 erhöhen sich die investiven Ausgaben in den Jahren 

1975 1976 1977 

um rd. 7/2 2Ä ÖjT Mrd. DM. 

3 ) Einschließlich Darlehen in Höhe von 2,45 Mrd. DM in 1975 an die Bundesanstalt für Arbeit. 
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Tabelle 5 

Stand: 10. September 1975 


Die Investitionsausgaben des Bundes *) 2 ) 

— aufgeteilt nach Ausgabearten — 







— 

Finanzplan — 





Kenn- 

ziffer 

Ausgabearten 

Soll 1975 

Entwurf 1976 


1977 


1978 


1979 



Mrd. 

DM 3 ) 

V. H. 

Mrd. 

DM 3 ) 

v. H. 

Mrd. 

DM 3 ) 

v. H. 

Mrd. 

DM 3 ) 

v. H. 

Mrd. 

DM 3 ) 

v. H. 

7 

1. Sachinvestitionen 

davon: 

— - Baumaßnahmen 

5,72 

75,8 

5,35 

76,3 

5,7 

76,9 

6,0 

78,2 

6,2 

77,1 


davon: 

— Hochbau . . . 

(0,70) 

(9,3) 

(0,73) 

(10,4) 

(0,9) 

(12,1) 

(1,0) 

(12,6) 

(1,0) 

(12,2) 


— Tiefbau .... 

(5,01) 

(66,5) 

(4,62) 

(65,9) 

(4,8) 

(64,8) 

(5,0) 

(65,6) 

(5,2) 

(64,9) 

81 

— Erwerb von be- 
weglichen Sa- 
chen 

1,13 

15,0 

0,97 

13,9 

1,1 

14,3 

1,0 

13,4 

1,2 

14,9 

82 

— Erwerb von un- 
beweglichen 
Sachen 

0,70 

9,2 

0,69 

9,8 

0,7 

8,8 

0,6 

8,4 

0,6 

8,0 


Summe 1 

7,54 

100,0 

7,02 

100,0 

7,4 

100,0 

7,6 

100,0 

8,0 

100,0 

85 

2.1. Finanzierungshil- 
fen an öffentlichen 
Bereich 

davon: 

— Darlehen 

3,38 4 ) 

29,0 

0,90 

10,3 

0,9 

10,9 

0,9 

11,4 

0,8 

10,6 

88 

— Zuweisungen . . 

8,29 

71,0 

7,91 

89,7 

7,0 

89,1 

6,8 

88,6 

6,7 

89,4 


Summe 2.1 

11,67 

100,0 ! 

8,81 

100,0 

7,9 

100,0 

7,7 

100,0 

7,5 

100,0 

86 

2.2. Finanzierungshil- 
fen an sonstige Be- 1 
reiche 

davon: 

— Darlehen 

2,99 

43,6 

2,61 

39,2 

2,8 

40,1 

2,7 

37,2 

2,6 

34,5 

89 

— Zuschüsse .... 

3,10 

45,1 

3,72 

55,8 

3,8 

55,4 

4,3 

58,8 

4,6 

61,5 

83 

— Beteiligungen . 

0,78 

11,3 

0,34 

5,0 

0,3 

3,8 

0,2 

2,9 

0,2 

2,6 

87 

— Inanspruch- 
nahme aus Ge- 
währleistungen 

0,00 


0,00 

_ 

0,1 

0,7 \ 

0,1 

U 

0,1 

1,4 


Summe 2.2 

6,87 

100,0 

1 6,66 

100,0 

| 6,9 

100,0 j 

| 7,3 

100,0 | 

1 7,4 

100,0 


Summe 2 ! 

| 18,54 

— 

| 15,48 

— ! 

| 14,7 

— ! 

| 15,0 

— 

| 14,9 

— 


Summe 1. und 2 

26,09 

— 

22,49 

— 

| 22,2 

— 

22,6 

— 

| 23,0 

— 


Daneben fallen die Ausgaben für militärische Beschaffungen, Materialerhaltung, Wehrforschung und -entwicklung 
sowie militärische Anlagen (OGr. 55) überwiegend im Bereich der Investitionsgüterindustrie (einschließlich Bau- 
gewerbe) an. Sie betragen ig75 1976 1977 1978 1979 

— in Mrd. DM - — 

11,55 12,09 12,3 12,6 12,8 

Aufgrund der Sonderprogramme vom September und Dezember des Jahres 1974 sowie des Proramms zur Stär- 
kung von Bau- und anderen Investitionen 1975 erhöhen sich die investiven Ausgaben in den Jahren 

1975 1976 1977 

um rd. Mrd. DM 

1,2 2,4 0,6 

Differenzen durch Rundung 

Darunter der als Darlehen gewährte Teil der Liquiditätshilfe an die Bundesanstalt für Arbeit in Höhe von 2,45 
Mrd. DM. 
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Tabelle 6 
Stand: 10. September 1975 


Die Sachinvestitionen für eigene Vorhaben des Bundes 

— aufgeteilt nach Aufgabenbereichen in Anlehnung an Tabelle 3 — 





Finanzplan 



Aufgabenbereiche 

Soll 

1975 

Entwurf 

1976 

1977 

1978 

1979 



— in Millionen DM — 


Verteidigung, einschließlich Verteidi- 






gungslasten und zivile Verteidigung *) 

661,0 

642,4 

650 

655 

665 

Wirtschaftsförderung einschließlich 






Energiebereich 

darunter 

553,7 

380,7 

460 

380 

520 

— Energiebereich 

536,0 

337,8 

400 

310 

465 

Verkehrs- und Nachrichtenwesen .... 

darunter 

— Bundesautobahnen und Bundesstra- 

5 663,3 

5411,0 

5 650 

5815 

6010 

ßen 

— Wasserstraßen und Häfen, Förde- 

4 831,1 

4 624,0 

4 760 

4 920 

5 105 

rung der Schiffahrt 

603,8 

584,6 

610 

625 

655 

— Luftfahrt 

122,7 

118,3 

160 

170 

175 

Bildung, Wissenschaft, Forschung und 






kulturelle Angelegenheiten 

darunter 

— Forschung außerhalb der Hochschu- 

113,2 

97,1 

170 

210 

215 

len 

111,7 

95,8 

165 

210 

215 

Innere Sicherheit und Rechtsschutz .... 

197,4 

188,4 

180 

210 

205 

Sonstige Bereiche 

353,8 j 

295,4 

315 

345 

425 


*) Ohne Ausgaben für militärische Beschaffungen, Materialerhaltung, Wehrforschung und -entwicklung sowie militäri- 
sche Anlagen (OGr. 55). 
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Tabelle 7 

Stand: 10. September 1975 


Die Finanzierungshilfen des Bundes für Investitionsvorhaben Dritter 

— aufgeteilt nach Aufgabenbereichen in Anlehnung an Tabelle 3 — 





Finanzplan 



Aufgabenbereiche 

Soll 

1975 

Entwurf 

1976 

1977 

1978 

1979 



— in Millionen DM — 


Soziale Sicherung usw 

4 246,6 

1 431,2 

1 115 

1 070 

1 035 

darunter 

Wohnungsbauprämien 

1 660,0 

1 300,0 

980 

935 

895 

— Arbeitsmarktpolitik und Arbeits- 
schütz 

2 515,4!) 

56,5 

60 

55 

55 

Verteidigung einschließlich Verteidi- 




275 

275 

gungslasten und Zivile Verteidigung . . 

319,1 

273,2 

270 

Landwirtschaft 

1 443,0 

1 369,3 

1 230 

1 230 

1 230 

Wirtschaftsförderung einschließlich 






Energiebereich 

1 517,7 

1 469,2 

1 375 

1 515 

1 370 

darunter 

— Regionale Förderungsmaßnahmen . 

437,4 

481,3 

455 

390 

390 

— Energiebereich 

859,3 

775,2 

755 

720 

540 

Verkehrs- und Nachrichtenwesen (ein- 





4 720 

schließlich Verkehrsunternehmen) .... 

3 344,9 

4 117,2 

4 130 

4 425 

darunter 

— Verbesserung der Verkehrsverhält- 
nisse in den Gemeinden, Bundes- 
autobahnen und Bundesstraßen 
(Ortsdurchfahrten und Zubringer- 
straßen) 

2 218,8 

2 491,6 

2 290 

2 320 

2 345 

— Deutsche Bundesbahn 

560,0 

1 050,0 

1 150 

1 350 

1 600 

— Wasserstraßen und Häfen, Förde- 
rung der Schiffahrt 

191,7 

249,7 

275 

330 

340 

— Luftfahrt 

170,4 

119,4 

210 

210 

210 

Bildung, Wissenschaft, Forschung, kul- 




1 830 

1 840 

turelle Angelegenheiten 

2 171,9 

1 869,3 

1 780 

darunter 

Hochschulbau 

1 400,0 

1 100,0 

990 

990 

990 

— Forschung außerhalb der Hochschu- 
len 

562,1 

560,4 

575 

600 

595 

Gesundheit, Sport und Erholung, Um- 





880 

weltschutz 

1 127,9 

1 122,4 

1 020 

950 

Wohnungsbau, Städtebau 

1 382,3 

1 318,7 

1 245 

1 065 

885 

Entwicklungshilfe 

2 405*9 

1 902,7 

2 045 

2 245 

2 360 

Sonstige Bereiche 

584,5 

603,5 

535 

390 

345 


i) Darunter der als Darlehen gewährte Teil der Liquiditätshilfe an die Bundesantalt für Arbeit in Höhe von 2 450 
Millionen DM. 
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Anhang 


Projektion der mittelfristigen gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
in der Bundesrepublick Deutschland bis zum Jahre 1979 


Die wirtschaftliche Lage zu Beginn des Projektions- 
zeitraums ist durch eine doppelte Problematik ge- 
kennzeichnet: 

Die weltweite Rezession blieb bei der starken inter- 
nationalen Verflechtung der deutschen Wirtschaft 
nicht ohne Rückwirkungen auf Produktion und Be- 
schäftigung in der Bundesrepublik. Eine expansive 
Konjunkturpolitik der Bundesregierung .und der 
Bundesbank konnten den Nachfrage ausf all im Aus- 
landsgeschäft nur zum Teil kompensieren. Zur glei- 
chen Zeit belasten Strukturprobleme die Entwick- 
lung, die nicht zuletzt als Folge der Ölkrise vom 
November 1973 abrupt und mit erheblicher Schärfe 
aufgetreten sind, während sich ähnliche Prozesse in 
der Vergangenheit erheblich langsamer vollzogen 
und damit geringere Friktionen verursacht hatten. 

Angesichts dieser Entwicklung stellt die Rückgewin- 
nung eines hohen Beschäftigungsstandes für die 
Wirtschaftspolitik z. Z. das zentrale Anliegen dar. 
Die Lösung dieser Aufgabe ist nicht unabhängig 
vom weiteren Gang der Weltkonjunktur. Aber auch 
im Inland stellt sie hohe Anforderungen an alle am 
Wirtschaftsprozeß beteiligten Gruppen, über das 
konjunkturpolitische Erfordernis hinaus, den Aus- 
lastungsgrad der Kapazitäten durch eine Stärkung 
der Gesamtnachfrage zu verbessern, müssen mittel- 
fristig die Weichen für die künftige Wirtschaftsent- 
wicklung so gestellt werden, daß die Arbeitsplätze 
geschaffen werden, die notwendig sind für die Rück- 
kehr zu einem hohen Beschäftigungsstand. Dabei 
geht es einmal um die Wiedereingliederung der 
Arbeitslosen in den Erwerbsprozeß. Zum anderen 
muß aber auch die wachsende Zahl von Jugend- 
lichen, die in den kommenden Jahren ins Erwerbs- 
leben eintreten wird, in den Wirtschaftsprozeß inte- 
griert werden. 

Insofern unterscheidet sich die Situation in den 
nächsten Jahren grundlegend von der Lage in den 
60er Jahren und in den ersten Jahren dieses Jahr- 
zehnts. Damals ist die Zahl deutscher Erwerbsperso- 
nen Jahr für Jahr kleiner geworden, im genannten 
Zeitraum insgesamt um gut 2 Millionen. In den 
Jahren bis 1979 wird demgegenüber die Zahl der 
deutschen Erwerbspersonen um ca. 300 000 zuneh- 


men und bis 1985 noch einmal um rd. 500 000. Die 
Schaffung der erforderlichen Arbeitsplätze verlangt 
entsprechende Investitionen. Ein hoher Beschäfti- 
gungsstand läßt sich deshalb nur erreichen und auf 
Dauer sichern, wenn vom Sozialprodukt mittelfristig 
ein größerer Teil als in den letzten Jahren inve- 
stiert, d. h. nicht verbraucht wird. Die jüngsten 
finanzpolitischen Entscheidungen der Bundesregie- 
rung sind darauf angelegt, entsprechende Voraus- 
setzungen zu schaffen. Sie bedürfen aber der Unter- 
stützung und Absicherung durch adäquate Verhal- 
tensweisen im privaten Sektor. 

Unter Berücksichtigung der Ausgangstage und der 
mittelfristigen Erfordernisse strebt die Bundesregie- 
rung bei den großen wirtschaftspolitischen Zielen 
für die Jahre 1979/74 folgendes an bzw. hält fol- 
gende Entwicklungen für unvermeidbar: 

— Hoher Stand der Beschäftigung: Eine Begrenzung 
der jahresdurchschnittlichen Arbeitslosenquote 
(Anteil der Arbeitslosen an der Zahl der abhän-* 
gigen Erwerbspersonen) auf 2 V 2 bis 3 v. H. 

— Unvermeidbarer Preisanstieg: Eine weitere 
schrittweise Reduzierung der derzeitigen Preis- 
steigerungsrate, so daß für die gesamte Projek- 
tionsperiode eine jahresdurchschnittliche Zu- 
wachsrate des gesamtwirtschaftlichen Preis- 
niveaus von 5 bis 5V2 v. H. und für den privaten 
Verbrauch von 4V2 bis 5 v. H. erreicht wird. 

— Außenwirtschaftliches Gleichgewicht: Einen An- 
teil des nominalen Außenbeitrags am BSP von 
IV 2 bis 2 v. H. 

— Angemessenes Wirtschaftswachstum: Eine jah- 
resdurchschnittliche Zuwachsrate des realen BSP 
von 3 bis 3 V 2 v. H. 

Aus den Eckwerten für das reale Wachstum und die 
durchschnittliche jährliche Preissteigerung resultiert 
im Zeitraum 1979/74 ein jahresdurchschnittliches 
nominales Wachstum des BSP von 8 V 2 bis 9 v. H. 

Bei der Beurteilung dieser Zahlen für den gesamten 
Zeitraum bis 1979 muß berücksichtigt werden, daß 
die erwartete Entwicklung für das Rezessions jahr 
1975 in ihnen enthalten ist und die durchschnittliche 
Entwicklung dadurch entsprechend beeinflußt wird. 
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Erwerbstätige und Produktivität 
1969 — 1974 — 1979 


Jahr 

Erwerbs- 

tätige 

Beschäf- 

tigte 

Arbeit- 

nehmer 

Arbeits- 

zeit 

Produktivität 

Bruttosozialprodukt 

Deflatio- 

nierungs- 

faktor 

je Erwerbs- 
tätigen 

je Erwerbs- 
tätigen- 
stunde 

in Preisen 
von 1974 

in jewei- 
ligen 
Preisen 

in 1 000 

Mrd. DM 

1969 

26 356 

21 752 

. 



834,6 

605,2 


1974 

26 215 

22 152 




994,0 

994,0 

. 

1979 

25 631 

22 077 




1 169,2 

1 511,5 

• 




Veränderungen insgesamt in v. H. 



1974/69 

-0,5 

1,8 

- 3,9 

19,1 

24,6 

19,1 

64,2 

37,9 

1979/74 

- 2,2 

- 0,3 

- 3,9 

20,3 

25,2 

17,6 

52,1 

29,3 



Jahresdurchschnittliche Veränderungen in v. H. 



1974/69 

- 0,1 

0,4 

- 0,8 

3,7 

4,5 

3,6 

10,4 

6,6 

1979/74 

- 0,4 

- o,i 

- 0,8 

3,8 

4,6 

3,3 

8,7 

5,3 


Verwendung des Bruttosozialprodukts zu Marktpreisen 
(in jeweiligen Preisen) 



Bruttosozial- 

produkt 

Privater 

Verbrauch 

Staats- 

verbrauch 

Bruttoinvestitionen 

Außen- 

beitrag 

Jahr 

insgesamt 

Anlagen 

Vorrats- 

veränderung 





Mrd. DM 




1969 

605,2 

333,1 

95,1 

162,2 

146,2 

+ 16,0 

+ 14,8 

1974 

994,0 

532,9 

196,3 

225,0 

223,9 

+ 14 

+ 39,8 

1979 

1 511,5 

831,3 

290,8 

360,7 

340,6 

+ 20,1 

+ 28,7 




Anteile am BSP in v. H. 



1969 


55,0 

15,7 

26,8 

24,2 

2,6 

2,4 

1974 

100 

53,6 

19,7 

22,6 

22,5 

0,1 

4,0 

1979 


55,0 

19,2 

23,9 

22,5 

1,3 

1,9 




Veränderungen insgesamt in v. H. 



1974/69 

64,2 

60,0 

106,4 

38,7 

53,1 



1979/74 

52,1 

56,0 

48,1 

60,3 

52,1 

• 




Jahresdurchschnittliche Veränderungen in v. H. 


1974/69 

10,4 

9,9 

15,6 

6,8 

8,9 



1979/74 

8,7 

9,3 

8,2 

9,9 

8,8 
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